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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

„Wenn du glaubst, es geht nicht mehr, kommt von irgendwo ein Lichtlein her“. Auf das sprichwörtli-
che Lichtlein im Advent warten wir im energiepolitischen Bereich noch, reiht sich doch eine Heraus-
forderung an die nächste. Jüngst: das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und die damit verbun-
dene Finanzlücke von 60 Milliarden Euro im Klima- und Transformationsfonds des Bundes. 
 
Nach dem am 13. Dezember 2023 verkündeten Haushaltskompromiss der Koalitionsparteien wer-
den zwar absehbar zahlreiche Förderprogramme wieder freigeschaltet werden. Allerdings gilt die 
Haushaltssperre weiterhin noch für alle Maßnahmen, die aus dem Klima-Transformationsfonds 
(KTF) finanziert werden.  
 
Deshalb ist es jetzt Aufgabe der Politik, zügig verlässliche Prioritäten zu setzen, um den Unterneh-
men im Land Planungssicherheit für ihre dringend benötigten Investitionen und Innovationen zu ge-
ben. Denn letztere sind bereits jetzt auf einem Tiefstand, nachzulesen im DIHK-Innovationsreport. 
 
Wir bleiben dennoch hoffnungsvoll, dass sich ein Lichtlein am Ende des Tunnels finden wird, und 
wünschen Ihnen daher ein friedliches Weihnachtsfest. Bleiben Sie uns auch 2024 gewogen! 
 
 
Ihre 
Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern Rheinland-Pfalz und Saarland 
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Ihnen und Ihren Familien wünschen wir ein frohes Weihnachtsfest, 
Gesundheit und Wohlergehen im Neuen Jahr. Ihnen und Ihrem Unter-
nehmen wünschen wir den Erfolg, den Sie sich vorgenommen haben. 

https://www.saarland.ihk.de/
https://de.fotolia.com/
mailto:uwe.rentmeister@saarland.ihk.de
mailto:christian.wegner@saarland.ihk.de
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Wasserstoff-Potenzialanalyse gestartet: Bitte teilnehmen! 
 
Auf einer Gemeinschaftsveranstaltung von IHK Saarland und der Saarländische Wasserstoff-Agentur GmbH 
wurde am 20. November 2023 der Startschuss zu einer Wasserstoff-Potenzialanalyse gegeben. 
 
Auch das Saarland hat die Bedeutung des Wasserstoffs für die Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft erkannt und 
deshalb eine eigene Wasserstoff-Agentur gegründet. Sie hat sich zum Ziel gesetzt, die saarländische Was-
serstoffstrategie weiterzuentwickeln und umzusetzen. Eine wesentliche Voraussetzung dafür ist ein genaueres 
Verständnis der möglichen Wasserstoffbedarfe der saarländischen Wirtschaft und der damit verbundenen Be-
dürfnisse der Anwender. Um Strategien für die optimale Versorgung mit Wasserstoff zu entwickeln, sollen 
mittels einer Umfrage die möglichen Wasserstoffbedarfe der Betriebe ermittelt sowie der Stand der Überle-
gungen zum Einsatz und die Hürden und Entscheidungskriterien für einen Wasserstoffeinsatz erfragt werden. 
 
Um die Unternehmen beim Ausfüllen des Fragebogens zu unterstützen, bietet die Wasserstoff-Agentur eine 
Reihe von Webinaren an: 

• 16. Januar 2024, 14:00 Uhr 

• 23. Januar 2024, 14:00 Uhr 

• 05. Februar 2024, 13:00 Uhr 

• 21. Februar 2024, 13:00 Uhr 
 
Zur Teilnahme an den Webinaren ist eine Online-Anmeldung erforderlich. 
 
 
Webinar zum Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) - Aktuelles und Austausch 
 
Seit Oktober 2023 befindet sich der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) des Fit-für-55 Paketes 
der EU in der Einführungsphase. Durch den Ausgleichsmechanismus soll eine gleichwertige Bepreisung der 
Treibhausgaskosten zwischen emissionsintensiven, importierten Waren aus Drittländern und in der EU her-
gestellten Produkten erreicht werden. Importe wie Aluminium, Zement, Düngemittel, Elektrizität, Eisen und 
Stahl sowie bestimmte Vor- und einige nachgelagerte Produkte wie zum Beispiel Schrauben sind betroffen. 
 
Ende Januar 2024 steht nun die Einreichung des ersten CBAM-Berichtes der im Oktober 2023 begonnen 
Übergangsphase bevor. Aus diesem Grund bieten die IHKn Koblenz, Mainz, Trier und Ludwigshafen sowie 
der IHK Saarland ein weiteres Webinar zu CBAM an. Am 16. Januar von 13:00 – 14:00 Uhr werden Richard 
J. Albert und Markus Staben der Ernst&Young Wirtschaftsprüfungsgesellschaft noch einmal kurz auf die 
Grundsätze von CBAM eingehen und weitergehend den aktuellen Informationsstand darlegen. Im Anschluss 
wird es die Möglichkeit für Fragen und eine Diskussion geben. 
 
Zur Teilnahme an diesem Webinar ist eine Online-Anmeldung erforderlich. 
 
 
EU genehmigt Milliarden-Transformationshilfen für Stahlindustrie im Saarland 
 
Am 19. Dezember 2023 hat die EU-Kommission nun Grünes Licht gegeben und die Zahlung in Höhe von 2,6 
Milliarden Euro – 70 Prozent davon tragen der Bund und 30 Prozent das Saarland – an die Stahl-Holding-Saar 
genehmigt. Damit hat das Projekt die letzte rechtliche Hürde genommen. 
 
Mit den 2,6 Milliarden Euro soll die Stahlindustrie so weit umgebaut werden, dass ab 2027 mit Hilfe von Was-
serstoff CO2-armer Stahl an der Saar produziert werden kann. Mittelfristig sollen pro Jahr rund vier Millionen 
Tonnen CO2 eingespart werden. Es ist deutschlandweit das insgesamt dritte geförderte Projekt dieser Art – 
neben denen der Salzgitter AG und Thyssenkrupp Steel Europe. Die finale Erteilung des Förderbescheids 
wird nach Angaben des Wirtschaftsministeriums nun vorbereitet. 
 
Quelle: Saarländischer Rundfunk 

https://www.strukturholding.de/unternehmen/h2-saar-saarlaendische-wasserstoff-agentur/
https://h2-potenzial-saar.de/
https://h2-potenzial-saar.de/#bedarfsermittlung
https://h2-potenzial-saar.de/#veranstaltungen
https://www.ihk.de/koblenz/downloads/neuer-inhalt0-muster-onlineformular/cbam-5996430
https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/stahlindustrie_saarland_eu_gibt_foerdergelder_frei_100.html
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BUND 
 
 
Umwelt- und Energieregelungen: Was sich 2024 für Unternehmen ändert 
 
Zum 01. Januar 2024 treten zahlreiche neue Gesetze, Gesetzesänderungen und Regelungen in Kraft, die 
Unternehmen beachten müssen. Weitere kommen im Jahresverlauf dazu. Die wichtigsten Änderungen sind 
nachfolgend nach Themen sortiert zusammengefasst und durch wichtige Informationen für Sie ergänzt. 
 
Umwelt: 

• CBAM: Berichtspflichten rund um die CO2-Grenzabgabe 

o Ab Januar 2024 müssen Importeure emissionsintensiver Produkte den Kohlendioxidgehalt der 
eingeführten Güter nach Deutschland melden. Bei Verzögerungen drohen Strafen. Die zuständi-
gen Behörden waren zum Zeitpunkt der Veröffentlichung noch nicht bekannt. Die Berichtspflich-
ten sind seit dem 01. Oktober 2023 in Kraft. 

o Die betroffenen Gütergruppen sind Zement, Eisen, Stahl, Aluminium, Düngemittel, Strom und 
Wasserstoff. Sie sollen schrittweise besteuert werden. Eine Zahlungspflicht greift zwar erst 2026, 
die Lieferbeziehungen werden aber schon ab 2024 belastet – zum einen wegen der kommenden 
Verteuerungen, zum anderen wegen der ausufernden Berichtspflichten. 

o Details zu CBAM und Hinweise auf Informationsveranstaltungen der IHK-Organisation zu CBAM 
gibt es hier. 

o Weitere Informationen zu CBAM und Schutz vor Carbon Leakage finden Sie auch auf der Website 
der Nationalen Emissionshandelsstelle. 

• Erhöhung des Nationalen CO2-Preises 

o Im nationalen Emissionshandel soll der Preis für Kohlendioxid (CO2-Zertifikate) 2024 deutlich 
steigen – von jetzt 30 auf 45 Euro pro Tonne CO2. Ursprünglich sollte der Preis auf 40 Euro pro 
Tonne CO2 angehoben werden; die zusätzliche Erhöhung ist Bestandteil des am 13. Dezember 
2023 verkündeten Haushaltskompromisses. 

o Die Emissionszertifikate müssen Unternehmen erwerben, die beispielsweise im Verkehrssektor 
Kraftstoffe oder im Gebäudesektor Heizstoffe wie Gas oder Öl in Verkehr bringen. 

o Weiterführende Informationen zur CO2-Bepreisung finden Sie auf der Website der Deutschen 
Emissionshandelsstelle (DEHSt). 

• Neue Nachhaltigkeitsberichterstattung für bestimmte große Unternehmen 

o Die Pflicht zur neuen Nachhaltigkeitsberichterstattung tritt ab 2024 gestaffelt – abhängig von der 
Größe beziehungsweise von den Eigenschaften der Unternehmen – in Kraft. 

o Auf große Unternehmen, die bisher schon einen sogenannten CSR-Bericht beziehungsweise ei-
nen nicht finanziellen Bericht vorgelegt haben, kommen mit der neuen "Corporate Sustainability 
Reporting Directive" (CSRD) neue Pflichten zu: Für Geschäftsjahre, die am oder nach dem  
01. Januar 2024 beginnen, müssen sie einen erweiterten Nachhaltigkeitsbericht nach den euro-
päischen Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (ESRS) erstellen. 

o In den folgenden Geschäftsjahren werden – zeitlich gestaffelt – weitere Unternehmen zur Erstel-
lung und Offenlegung eines erweiterten Nachhaltigkeitsberichts verpflichtet. 

o Die Richtlinie selbst finden Sie unter eur-lex.europa.eu, ebenso wie die Taxonomie-Verordnung. 

o Mehr Information finden Sie hier: CSR, ESG und EU-Taxonomie – Was Sustainable Finance 
bedeutet (IHK Braunschweig). 

• Pfandpflicht ausgeweitet 

o Ab dem 01. Januar 2024 gilt die Pfandpflicht auch für Einwegkunststoff-Flaschen mit Milchge-
tränken (Füllvolumen von 0,1 bis 3 Litern). Betroffen sind Milch- und Milchmischgetränke mit ei-
nem Milchanteil von mindestens 50 Prozent oder sonstige trinkbare Milcherzeugnisse etwa aus 
Joghurt oder Kefir. 

o Weitere Informationen gibt es bei der Zentralen Stelle Verpackungsregister. 

o Grundlage: Verpackungsgesetz. 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/internationales/handelspolitik/cbam
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Reform-Perspektiven/Carbon-Leakage-Schutz/carbon-leakage-schutz_node.html
https://www.dehst.de/DE/Europaeischer-Emissionshandel/Reform-Perspektiven/Carbon-Leakage-Schutz/carbon-leakage-schutz_node.html
https://www.dehst.de/DE/Nationaler-Emissionshandel/nationaler-emissionshandel_node.html
https://www.dehst.de/DE/Nationaler-Emissionshandel/nationaler-emissionshandel_node.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022L2464
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02020R0852-20200622
https://www.ihk.de/braunschweig/beratung-und-service/umwelt-und-energie/aktuelles/csr-esg-und-eu-taxonomie-5898472
https://www.ihk.de/braunschweig/beratung-und-service/umwelt-und-energie/aktuelles/csr-esg-und-eu-taxonomie-5898472
https://www.verpackungsregister.org/fileadmin/files/Themenpaketseiten/20231024_Pfandpapier-final.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/verpackg/


IHK-Umweltinfo Dezember 2023 6 

• Registrierungspflicht bei Einwegkunststoffen 

o Wer in Deutschland bestimmte Einwegkunststoff-Produkte – beispielsweise Lebensmittelbehäl-
ter, Tüten, Getränkebecher, Feuchttücher oder Luftballons – erstmals auf dem Markt bereitstellt 
oder importiert, muss sich ab dem 01. Januar 2024 beim Umweltbundesamt registrieren. Die 
dabei angegebene Menge dient später der Festlegung einer Sonderabgabe auf die betroffenen 
Einwegkunststoffe. 

o Weitere Informationen finden Sie beim Umweltbundesamt. 

• Entwaldungsfreie Lieferketten für bestimmte Rohstoffe 

o Ab dem 30. Dezember 2024 dürfen Rohstoffe wie Soja, Rinder, Palmöl, Holz, Kakao, Kaffee, 
Kautschuk und deren Erzeugnisse nur noch unter bestimmten Voraussetzungen in die EU einge-
führt und hier vertrieben werden. Beispielsweise müssen sie "entwaldungsfrei" hergestellt worden 
sein, zudem ist eine Sorgfaltspflichtenerklärung erforderlich. 

o Große Unternehmen müssen jährlich über die Handhabung ihrer Sorgfaltsplichten berichten. Für 
kleine und mittelständische Unternehmen bestehen Übergangs- und Ausnahmeregelungen. 

o Weitere Informationen gibt es beim Bundeslandwirtschaftsministerium. 

• Giftinformation für gefährliche Gemische zur Industriellen Verwendung 

o Ab dem0 1. Januar 2024 müssen Unternehmen, die giftige Gemische zur industriellen Verwen-
dung in den Verkehr bringen, entsprechende Informationen darüber an das Bundesinstitut für 
Risikobewertung (BfR) melden. 

o Eine entscheidende Information ist dabei der sogenannte Rezepturidentifikator: der UFI-Code 
("Unique Formula Identifier"), der auf dem Kennzeichnungsschild oder gegebenenfalls auf dem 
Sicherheitsdatenblatt angegeben wird. Bis spätestens zum 1. Januar 2025 muss dieser auf allen 
Gemischen, von denen physikalische und gesundheitliche Gefährdungen ausgehen, angegeben 
werden. 

o Damit gelten für Gemische zur industriellen Verwendung nun dieselben Regeln wie für (dort be-
reits seit 2021) Gemische für Verbraucher. 

o Weitere Informationen zu der Meldepflicht finden Unternehmen auf der Website des REACH-
CLP-Helpdesks. 

• Neue EU-Batterieverordnung 

o b dem 18. Februar 2024 gelten die ersten Regelungen der neuen EU-Batterieverordnung. Diese 
beinhaltet zahlreiche zusätzliche Anforderungen an Hersteller, Importeure oder Händler von Bat-
terien – und auch der vielen Geräte, Maschinen oder Fahrzeuge, die Batterien enthalten. 

o Zahlreiche der Vorschriften werden erst schrittweise wirksam. Schon im Jahr 2024 müssen Vo-
raussetzungen (etwa Konformitätsbewertung und CE-Kennzeichnung) eingehalten und Informa-
tionspflichten (beispielsweise Anleitungen, Sicherheitshinweise, Haltbarkeit) erfüllt werden. 

o Für Händler der Batterien, Geräte oder Fahrzeuge gilt ab Mitte Februar: Sie müssen kontrollieren, 
ob die Hersteller registriert sind, eine CE-Kennzeichnung angebracht wurde und alle Informatio-
nen (beispielsweise Unterlagen zur Haltbarkeit, Betriebsanleitung und Sicherheit) enthalten sind. 

 
Energie: 

• Energieeffizienzgesetz bringt umfangreiche Pflichten 

o Nach dem neuen Energieeffizienzgesetz sind Unternehmen ab 7,5 Gigawattstunden jährlichem 
Gesamt-Endenergieverbrauch verpflichtet, ein Energiemanagementsystem (ISO 50001) oder 
Umweltmanagementsystem (EMAS) einzuführen. 

o Darüber hinaus müssen alle Unternehmen mit mehr als 2,5 Gigawattstunden jährlichem Gesamt-
Endenergieverbrauch binnen drei Jahren für alle als wirtschaftlich identifizierten Effizienzmaß-
nahmen konkrete Umsetzungspläne entwickeln, diese veröffentlichen und sich die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Pläne durch Zertifizierer, Umweltgutachter oder Energieauditoren bestätigen 
lassen. 

o Zusätzliche explizite Vorgaben gibt es für Rechenzentren ab bestimmten Leistungsklassen hin-
sichtlich der Energieeffizienz, des Energiemanagements, des eingesetzten Stroms sowie zur 
Wiederverwendung von Energie beziehungsweise Abwärme. 

https://www.umweltbundesamt.de/ewkf/#an-wen-richtet-sich-der-einwegkunststofffonds
https://www.bmel.de/DE/themen/wald/waelder-weltweit/entwaldungsfreie-Lieferketten-eu-vo.html
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/CLP/Giftinformationszentren/Giftinformationszentren_node.html
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/CLP/Giftinformationszentren/Giftinformationszentren_node.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R1542


IHK-Umweltinfo Dezember 2023 7 

o Wie Unternehmen die neuen Vorgaben umsetzen, können sie in einem Merkblatt des Bundes-
amtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) entnehmen. 

o Mit der ebenfalls geplanten Änderung des Energiedienstleistungsgesetzes unterliegen die Unter-
nehmen mit einem jährlichen Gesamt-Endenergieverbrauch von mindestens 2,5 Gigawattstun-
den künftig auch der Energieauditpflicht, unabhängig von der Größe der Unternehmen. Details 
sind noch nicht bekannt, der Entwurf befindet sich in der Abstimmung. 

o Weitere Informationen finden Sie hier: BAFA-Merkblatt zur Ermittlung des Gesamtenergiever-
brauchs, Plattform für Abwärme für mehr Energieeffizienz startet später, Energieeffizienzgesetz 
im Bundestag beschlossen - Die wichtigsten Regelungen (IHK Braunschweig). 

• Gebäudeenergiegesetz: Neue Regelungen für Heizungsanlagen 

o Mit der Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) müssen neu eingebaute Heizungsanlagen 
zukünftig mindestens 65 Prozent der bereitgestellten Wärme aus erneuerbaren Energien oder 
unvermeidbarer Abwärme erzeugen. Der Nachweis hat im Rahmen von Berechnungen nach der 
einschlägigen Norm (DIN V 18599) zu erfolgen. 

o Die Regelungen gelten im Neubaugebiet ab 01. Januar 2024, ansonsten ab Juli 2024 in Gemein-
den mit mehr als 100.000 Einwohnern beziehungsweise ab Juli 2028 in Gemeinden mit weniger 
als 100.000 Einwohnern für bestehende Gebäude oder Neubauten im Lückenschluss. 

o Informationen zu den neuen Regelungen finden Sie auf der Website der Bundesregierung. 

• Ausschreibungen im Rahmen der Kraftwerkstrategie 

o Die Stromversorgung in Deutschland soll bis 2035 nahezu vollständig auf Basis erneuerbarer 
Energien und erneuerbarer Brennstoffe erfolgen. Dafür sollen neue, Wasserstoff-befeuerte Kraft-
werke mit insgesamt 8,8 Gigawatt Leistung ausgeschrieben werden. Je nach Größe und Leistung 
der Kraftwerke entspricht dies einer Zahl von 10 bis 50 Erzeugungsanlagen und einem Investiti-
onsvolumen von mehreren Milliarden Euro. 

o Unklar bleibt bisher, ob die erforderlichen Mittel dafür 2024 überhaupt bereitgestellt werden kön-
nen und wie dies im Rahmen des europäischen Wettbewerbsrecht auszugestalten ist. In jedem 
Fall wird die Finanzierung der Anlagen direkt über eine Umlage oder indirekt über den Bundes-
haushalt die Strompreise in Deutschland zusätzlich belasten und die Energiewende-Kosten für 
die Betriebe weiter erhöhen. Die DIHK bevorzug daher marktwirtschaftliche Lösungen aus dem 
Strommarkt heraus und bewertet eine Investitionsförderung im Vergleich zu einer Betriebskos-
tenförderung als adäquater. 

o Über den Rahmen für die Kraftwerksstrategie können Sie sich in einer Pressemitteilung des Bun-
deswirtschaftsministeriums informieren. 

• Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung (NELEV) 

o In Folge der regulatorischen Anpassungen aus dem Solarpaket I hat das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium die Änderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung (NELEV) 
vorgelegt, welche 2024 in Kraft treten soll. Zuvor muss die Verordnung noch von der EU-Kom-
mission notifiziert werden. 

o Im Kern der Verordnung werden Betreiber von Erzeugungsanlagen, die hinter einem Verknüp-
fungspunkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung eine maximale installierte Gesamtleistung 
von bis zu 500 Kilowatt und eine maximale Einspeiseleistung von 270 Kilowatt aufweisen, von 
der aufwendigen Anlagenzertifizierung befreit. Die Spannungsebene, an die die Anlage mittelbar 
angeschlossen wird, spielt dabei keine Rolle. 

o Mit der Schaffung eines Registers für Einheiten- und Komponentenzertifikate soll der Netzbetrei-
ber zukünftig über eine Registrierungsnummer auf alle notwendigen Informationen zugreifen kön-
nen und muss die Daten nicht mehr selbst recherchieren. Er kann sich auch gleichzeitig über den 
Gültigkeitsstatus des jeweiligen Zertifikates informieren. Dabei darf er im Netzanschlussverfahren 
auf die Richtigkeit der Zertifikate und den ausgewiesenen Status vertrauen und braucht keine 
eigenen Prüfungen diesbezüglich mehr vorzunehmen. Mit dem neuen Register soll sichergestellt 
werden, dass alle in Deutschland gültigen Zertifikate (und somit auch alle anzuschließenden Ein-
heiten und Komponenten) an einer zentralen Stelle geführt werden. Hierdurch soll eine transpa-
rente und für alle Marktteilnehmer verbindliche Grundlage für das Betriebserlaubnisverfahren ge-
legt werden. Das Register soll im 1. Quartal 2024 an den Start gehen. Wer es betreiben wird, ist 
derzeit offen. 

https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_merkblatt_energieefffizienzgesetz.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_merkblatt_energieefffizienzgesetz.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_ermittlung_gesamtenergieverbrauch.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Energie/ea_ermittlung_gesamtenergieverbrauch.html
https://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/20231120_bfee_enefg.html
https://www.ihk.de/braunschweig/beratung-und-service/umwelt-und-energie/energie/energiepolitik/energieeffizienzgesetz-im-bundestag-beschlossen-5942306
https://www.ihk.de/braunschweig/beratung-und-service/umwelt-und-energie/energie/energiepolitik/energieeffizienzgesetz-im-bundestag-beschlossen-5942306
https://www.bundesregierung.de/breg-de/schwerpunkte/klimaschutz/neues-gebaeudeenergiegesetz-2184942
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/08/20230801-rahmen-fuer-die-kraftwerksstrategie-steht.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/08/20230801-rahmen-fuer-die-kraftwerksstrategie-steht.html
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o Details zur Novelle erfahren Sie auf der Website des Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-
maschutz. 

• Künftig mehr Biokraftstoffe einsetzbar 

o Sogenannte HVO-Brennstoffe (für Hydrogenated Vegetable Oils), die aus biologischen Rest- 
und Abfallstoffen gewonnen werden, sollen künftig vermehrt auch als Kraftstoffe für Diesel-
fahrzeuge genutzt werden dürfen. Mit HVO 100, also reinem HVO ohne Beimischung fossiler 
Brennstoffe, können bis zu 90 Prozent Treibhausgasemissionen im Vergleich zum fossilen 
Treibstoff reduziert werden. 

o Allerdings dürfte HVO 100 in der Regel rund 10 bis 15 Cent pro Liter mehr kosten als fossiler 
Dieselkraftstoff. Diese Preisdifferenz könnte sich durch die auf fossile Kraftstoffe erhobene 
CO2-Steuer allerdings verringern. 

o Tankstellen sind nicht verpflichtet, den neuen Kraftstoff anzubieten. Übrigens: Sowohl Diesel-
motoren als auch die Verteilungsinfrastruktur sind vollständig "HVO-kompatibel". Es sind kei-
nerlei Umrüstungen notwendig, auch nicht für die Verwendung des alternativen Treibstoffs in 
Reinform. 

o Bislang war in Deutschland bisher nur eine Beimischung von HVO zu fossilem Dieselkraftstoff 
möglich. Eine Ausnahme gilt lediglich für den öffentlichen Personennahverkehr. 

o Die Novellierung der 10. Bundesimmissionsschutzverordnung soll EU-Vorschriften (die Ver-
ordnung über die Infrastruktur für alternative Kraftstoffe und die Kraftstoffqualitätsrichtlinie) in 
nationales Recht umsetzen. Dann könnte HVO 100 für Dieselmotoren genutzt werden. Das 
Bundeskabinett hat am 22. November 2023 die Zulassung des uneingeschränkten Verkaufs 
paraffinischer Dieselkraftstoffe nach DIN EN 15940 beschlossen. 

o Die Pressemitteilung zur Neuregelung finden Sie auf der Website des Bundesumweltministe-
riums. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Informationen zur Haushaltssperre/Förderprogramme für Unternehmen 
 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15. November 2023 hat direkte Auswirkungen auf zahlreiche 
Förderprogramme des Bundes. Das Bundesfinanzministerium hatte deshalb eine sofortige Haushaltssperre 
verfügt, nach der aktuell keine neuen finanziellen Zusagen getätigt werden dürfen, die mit Zahlungen für die 
Jahre ab 2024 verbunden sind. Entsprechend wurden mit sofortiger Wirkung sowohl die Annahme als auch 
die Bewilligung von Anträgen pausiert. Wichtig: Maßnahmen zu bereits erfolgten Förderzusagen können wei-
terverfolgt werden. 
 
Ausgenommen von der Sperre ist die Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG). Hier können weiterhin 
Förderanträge gestellt und bewilligt werden. Bereits zugesagte Förderdarlehen und Investitionszuschüsse sind 
nicht betroffen und können wie geplant fortgeführt werden. 
 
Über die weitere Entwicklung informiert Bundesregierung auf dieser Seite. 
 
BAFA-Förderprogramme auch betroffen 

Das Urteil des Bundesverfassungsgericht wirkt sich auch auf die Förderprogramme des BAFA aus, da die 
finanziellen Mittel für diese Programme häufig aus dem Klima- und Transformationsfond bedient werden. 
 
Mit der Urteilsverkündung hat das Bundesfinanzministerium eine sofortige Haushaltssperre verfügt, nach der 
aktuell keine neuen finanziellen Zusagen getätigt werden dürfen, die mit Zahlungen für die Jahre ab 2024 
verbunden sind. Entsprechend werden mit sofortiger Wirkung und bis auf Weiteres sowohl die Annahme als 
auch Bewilligung von Anträgen pausiert. Wichtig: Maßnahmen zu bereits erfolgten Förderzusagen können 
weiterverfolgt werden. 
 
Folgende Förderprogramme sind derzeit pausiert: 

• Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) 

• Energieberatung für Nichtwohngebäude, Anlagen und Systeme (EBN) 

• Energieberatung für Wohngebäude (EBW) 

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/09/20230913-beschleunigung-von-netzanschluessen-fuer-erneuerbare-energien-anlagen.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/09/20230913-beschleunigung-von-netzanschluessen-fuer-erneuerbare-energien-anlagen.html
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/bundesregierung-beschliesst-die-einfuehrung-paraffinischen-diesels-als-reinkraftstoff
https://www.bmuv.de/pressemitteilung/bundesregierung-beschliesst-die-einfuehrung-paraffinischen-diesels-als-reinkraftstoff
https://www.dihk.de/de/aktuelles-und-presse/aktuelle-informationen/aenderungen-2024-106874
https://www.energiewechsel.de/KAENEF/Navigation/DE/Home/home.html
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• Bundesförderung für Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) 

• Aufbauprogramm Wärmepumpe (BAW)* 

• Förderprogramm Serielle Sanierung 

• Richtlinie zur Förderung von Kälte-und Klimaanlagen mit nicht-halogenierten Kältemitteln in stationä-
ren und Fahrzeug-Anwendungen (Kälte-Klima-Richtlinie) 

• Richtlinie zur Förderung von E-Lastenfahrrädern für den fahrradgebundenen Lastenverkehr in Wirt-
schaft und Kommunen (E-Lastenfahrrad-Richtlinie) 

• Förderprogramm „Bürgerenergiegesellschaften“ bei Windenergie an Land 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Update: 

Nach dem am 13. Dezember 2023 verkündeten Haushaltskompromiss der Koalitionsparteien werden abseh-
bar zahlreiche Förderprogramme wieder freigeschaltet werden. Allerdings gilt die Haushaltssperre weiterhin 
noch für alle Maßnahmen, die aus dem Klima-Transformationsfonds (KTF) finanziert werden. Hier wird eine 
zeitnahe Lösung erwartet. 
 
 
Bundesregierung einigt sich auf Strompreisentlastungen für Industrie 
 
Die Bundesregierung hat sich darauf verständigt, die Stromsteuer für Unternehmen des Produzierenden Ge-
werbes auf das europäische Mindestmaß zu senken und den Selbstbehalt bei der Strompreiskompensation 
zu streichen. Die Bundesregierung steigt nicht in die Senkung von Strombeschaffungskosten ein. 
 
Konkret wurde folgendes beschlossen: 

• Die Stromsteuer sinkt für das produzierende Gewerbe von 1,54 Cent/kWh auf den europäischen Min-
destsatz von 0,05 Cent/kWh. 

• Der Spitzenausgleich bei der Stromsteuer entfällt, da der europäische Mindestsatz, unter den bisher 
zu zahlenden Werten liegt. Die Unternehmen werden dadurch erheblich von Bürokratie entlastet. 

• Ob der Spitzenausgleich bei der Energiesteuer fortgeführt wird, ist unklar. 

• Bei der Strompreiskompensation wird der Selbstbehalt gestrichen und die Regelung wird inklusive 
„Super-Cap“ für fünf Jahre verlängert. 

• Der Selbstbehalt berechnet sich aus dem EU-Allowances (EUA)-Preis für das Jahr 2022 in Höhe von 
54,06 Euro und dem CO2-Emissionsfaktor in Höhe von 0,72 Tonnen Kohlendioxid pro Megawatt-
stunde. Daraus ergeben sich für den Strombezug von einer Gigawattstunde CO2-Kosten in Höhe von 
38.923,20 Euro als Selbstbehalt pro Anlage. Die zusätzliche Entlastung ist also gering. 

 
Weitere Informationen hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Nationaler Emissionshandel: Beihilfebescheide für Carbon-Leakage-Kompensation für 2022 
 
Die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) weist darauf hin, dass die Bescheid- und Auszahlungsverfah-
ren der Carbon-Leakage-Kompensation (CLK) für das Abrechnungsjahr 2021 überwiegend abgeschlossen 
sind, es stehen nur wenige Einzelfälle aus. 
 
Jetzt wird mit dem Versand der Beihilfebescheide für das Abrechnungsjahr 2022 begonnen. Es ist wie bereits 
für 2021 zu beachten, dass Unternehmen, die Einzelbeihilfen von mehr als 100.000 Euro erhalten, besondere 
Transparenzpflichten haben. Diese Unternehmen werden von der DEHSt kontaktiert, bevor über ihren Antrag 
Kompensation abschließend entschieden wird. Eine Erhebung von Daten über den Hauptwirtschaftszweig, die 
Region und die Größe des Unternehmens kann erforderlich sein. Die Unternehmen werden gebeten, ihre 
virtuelle Poststelle (VPS) bei der DEHSt regelmäßig zu kontrollieren. 
 
Quelle: DIHK 

https://www.bafa.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Energie/20231218_ktf_urteil.html
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/5976204/b3e45a14330c45acf98812eaa8fdacee/infopapier-strompreispaket-data.pdf
https://www.dehst.de/SharedDocs/Newsletter/DE/2023/2023-10-24-nehs-carbon-leakage-bescheidversand.html?view=renderNewsletterHtml
https://www.dehst.de/DE/service/elektronische-kommunikation/Virtuelle_Poststelle/virtuelle-poststelle_node.html
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Bundestag und Bundesrat beschließen Beschleunigungsgesetz für den Verkehr 
 
Der Bundestag hat am 20. Oktober 2023 das Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren im 
Verkehrsbereich und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 über die Straffung von Maßnahmen zur 
rascheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes verabschiedet. Der Regierungsentwurf sah 
bisher folgende Regelungen vor: 

• Bestimmte Infrastrukturvorhaben (eine per Verordnung festzulegende Liste an Autobahnprojekten, 
Schienenwege und einzelne Flughäfen) stehen gesetzlich im überragenden öffentlichen Interesse. 

• Die Möglichkeit, eine aufschiebende Wirkung durch eine Anfechtungsklage gegen eine Planfeststel-
lung oder Plangenehmigung zu erwirken, kann nur innerhalb von einem Monat nach Zustellung des 
Beschlusses erfolgen. 

• Ersatzneubauten von Brücken bleiben auch dann genehmigungsfrei, wenn ihre Kapazität erweitert 
wird. Diese Vorhaben werden zudem von der UVP-Pflicht befreit. 

• Der Bau von Anlagen, insbesondere Windenergie- und Solaranlagen, entlang von Bundesfernstraßen 
wird erleichtert (Frist für Zustimmung der Behörde). 

• Für bestimmte Verkehrswege im sog. Kernnetzkorridor wird eine Frist für die jeweiligen Planfeststel-
lungs- oder Plangenehmigungsverfahren von vier Jahren festgelegt. 

 
Der Bundestag beschloss zudem zahlreiche Anpassungen. Darunter: 

• Es liegt eine abschließende Liste von 138 Vorhaben zum Bau oder zur Änderung von Bundesfernstra-
ßen vor, die im überragenden öffentlichen Interesse liegen. Gemäß der Begründung handelt es sich 
um Vorhaben, die im Bedarfsplan als vordringlicher Bedarf mit dem Zusatz 'Engpassbeseitigung' fest-
gestellt wurden und für die die Länder ihr politisches Einvernehmen erklärt haben. Im ursprünglichen 
Regierungsentwurf war eine Verordnungsermächtigung für das Verkehrsministerium in Abstimmung 
mit dem Umweltministerium vorgesehen. Die Verfahren sollen stärker digital durchgeführt und beson-
ders Unterlagen im Internet veröffentlicht werden. Diese Anpassungen hatten die Länder im Bundesrat 
zuvor gefordert. 

• Der Regierungsentwurf sah vor, dass für Streitigkeiten zu vielen Bundesautobahnen und Bundesstra-
ßen erstinstanzlich vor dem Bundesverwaltungsgericht zu verhandeln seien. Die dazu im Gesetz auf-
geführte Liste (Anlage 1) wurde erweitert. Der Bundestag hat nun festgehalten, dass dies auch für 
Verfahren gilt, in denen von einem Planfeststellung- oder Genehmigungsverfahren abgesehen wurde. 
Die ist künftig noch sehr viel häufiger bei Ersatzneubauten der Fall. 

• Das Errichten von Schnellladepunkten und Schnellladestandorten soll künftig im überragenden öffent-
lichen Interesse liegen. 

 
Die DIHK hatte in der Stellungnahme und Anhörung zu dem Gesetzesentwurf weitere Beschleunigungsmaß-
nahmen empfohlen. Dazu gehörte, das öffentliche Interesse und verbindliche Fristenregelungen für alle Ver-
fahren an Bundesfernstraßen, Bundeswasserstraßen oder Schienenwegen festzulegen, den vorzeitigen Bau-
beginn zu erleichtern oder einen Stichtag für die Sach- und Rechtslage zu bestimmen. Diesen Empfehlungen 
ist die Regierungskoalition nicht gefolgt. 
 
Auf den Seiten des Bundestages finden Sie alle Unterlagen zum Verfahren. 
 
Der Bundesrat hat dem Gesetz am 24. November 2023 zugestimmt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Koalition beschließt neue Kunststoff-Abgabe 
 
Seit einigen Jahren müssen die EU-Staaten eine Abgabe von 80 Cent pro Kilogramm Kunststoffabfall, sofern 
dieser gemäß offizieller Statistik nicht recycelt wird, an die EU bezahlen. Dies wurde als zusätzliche Einnah-
mequelle der EU eingeführt und fließt in den allgemeinen EU-Haushalt ein. Deutschland bezahlt deshalb der-
zeit rund 1, 4 Milliarden Euro pro Jahr. 
 

https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-beschleunigung-von-genehmigungsverfahren-im-verkehrsbereich-und-zur-umsetzung/299222
https://dserver.bundestag.de/brd/2023/0547-23B.pdf
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Die Ampel-Koalition auf Bundesebene hat im Zuge der Haushaltsberatungen für 2024 angekündigt, dass die-
ser Betrag künftig von den Herstellern bzw. Inverkehrbringern von Kunststoffen bezahlt werden soll. Dazu soll 
eine neue Kunststoff-Abgabe („Plastik-Abgabe“) eingeführt werden, wie es schon im Koalitionsvertrag be-
schlossen worden sei. 
 
Details sind noch offen, z. B. der Kreis der Betroffenen (nur Verpackungen oder auch Nicht-Verpackungen?). 
Speziell im Verpackungsbereich gilt unverändert die Teilnahmepflicht an dualen Entsorgungssystemen im pri-
vaten Bereich (da damit die Sammlung und Verwertung gebrauchter Verpackungen finanziert wird). Außerdem 
ist für bestimmte Einwegprodukte ab Januar 2024 bereits die neue Einwegkunststofffondsabgabe zu bezahlen, 
die unabhängig von den neuen Entwicklungen gilt. Denn die Einnahmen aus letzterer soll in einem komplizier-
ten Verfahren an Kommunen ausgeschüttet werden, die damit die Reinigung von öffentlichen Flächen vergütet 
bekommen. Dagegen wird die neue „Plastik-Abgabe“ über den Bund an die EU fließen. 
 
Die neue „Plastik-Abgabe“ wird für Unternehmen nicht nur Kosten, sondern auch weitere Bürokratie verursa-
chen, da ein „gerechte“ Verteilung der Abgabepflicht sowie eine Lenkungswirkung hin zu weniger Kunststoff-
abfall angestrebt wird. Das wäre u. a. der Fall, wenn die Höhe der Abgabe vom Recyclatanteil in der Neuware 
abhängen würde. Zweifelhaft ist außerdem, ob das Ersetzen von Kunststoffen jeweils zu umweltfreundlicheren 
Lösungen führen wird, da z. B. beschichtete Faserverbunde schlecht recycelbar sind. 
 
Die neue Entwicklung gilt auch unabhängig von den Überlegungen in einigen Kommunen, kommunale Steuern 
auf bestimmte Kunststoffverpackungen einzuführen. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
Onlineplattform DIVID des Einwegkunststofffonds startet erst ab 01. April 2024 
 
Das am 15. Mai 2023 verkündete Einwegkunststofffondsgesetz verpflichtet Herstellerinnen und Hersteller ab 
2024, die Kosten für ihre in Straßen oder Parks als Abfälle eingesammelten Einwegkunststoffprodukte zu 
tragen. 
 
Für die Verwaltung und Abwicklung der dafür von den Unternehmen in den Einwegkunststofffonds zu zahlen-
den Abgaben richtet das Umweltbundesamt (UBA) die digitale Plattform DIVID ein. Laut aktuellem Zeitplan 
wird diese nun ab dem 01. April 2024 schrittweise in Betrieb gehen. Die Registrierung inländischer Herstelle-
rinnen und Hersteller kann daher erst zum 01. April 2024 erfolgen. Ab diesem Zeitpunkt ist für ausländische 
Herstellerinnen und Hersteller sowie deren Bevollmächtigte die Account-Erstellung auf DIVID möglich. 
 
Ab 01. Januar 2024 bis zum 01. April 2024 stellt das UBA den betroffenen Akteuren eine statische Abbildung 
von DIVID zur Verfügung, über die insbesondere Herstellerinnen und Hersteller Anträge zur Einordnung der 
Herstellereigenschaft und zur Einwegkunststoffprodukteinordnung stellen können. 
 
Weitere Informationen unter: Onlineplattform DIVID des Einwegkunststofffonds startet ab 1. April 2024. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Verordnung mit Details zum Einwegkunststofffond veröffentlicht 
 
Im Bundesgesetzblatt wurden am 17. Oktober 2023 Informationen zu den einzelnen Abgabesätzen sowie des 
Punktesystems zum Einwegkunststofffond veröffentlicht und stehen damit zum Abruf bereit. 
 
 
ElektroG: Quartalsgebühr wird verdoppelt 
 
Am 11. Dezember 2023 ist die „Neunte Verordnung zur Änderung der Elektro- und Elektronikgerätegesetz-
Batteriegesetz Gebührenverordnung“ im Bundesgesetzblatt verkündet worden. Sie tritt zum Jahresbeginn 
2024 in Kraft und regelt wie bisher die Gebühren, die von allen registrierten „Herstellern“ im Sinne der beiden 
genannten Gesetze an die Stiftung Elektro-Altgeräte-Register zu zahlen sind.  
 
Seit einigen Jahren müssen alle registrierten Unternehmen eine Art Grundgebühr bezahlen, die vierteljährlich 
als Quartalsgebühr erhoben wird. Diese steigt Anfang 2024 von 24,10 Euro auf 43,90 Euro pro Quartal, womit 
sie sich praktisch verdoppelt. Für alle ganzjährig registrierten Unternehmen fallen damit zumindest 175,60 
Euro pro Jahr an. 

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/onlineplattform-divid-des-einwegkunststofffonds
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/274/VO.html
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Die IHK-Organisation hat sich dafür eingesetzt, die (restriktiv gehandhabten) Gebührenbefreiungsmöglichkei-
ten für ganz kleine Unternehmen auch auf diese Quartalsgebühr auszuweiten, was aber leider kein Gehör 
fand.  
 
Die Änderungsverordnung mit allen neuen Gebührensätzen ist hier zu finden. Die vollständige Verordnung ist 
hier veröffentlicht (bis Ende 2023 noch mit den bisherigen Gebührensätzen).  
 
 
Bundesrat stimmt neuer Lösemittelverordnung zu 
 
Der Bundesrat hat am 29. September 2023 mit einigen Änderungen der Verordnung zur Begrenzung der 
Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösungsmittel in bestimm-
ten Anlagen (31. BImSchV) zugestimmt.  
 
Die bisherige 31. BImSchV soll durch eine neu gefasste Verordnung abgelöst werden. Sie betrifft eine Reihe 
von Anlagen, in denen organische Lösungsmittel ab einer bestimmten Menge zum Drucken, Reinigen, Verar-
beiten oder Beschichten eingesetzt werden. Die Liste der Anlagen und betroffenen Tätigkeiten mit dazugehö-
rigen Mengenschwellen werden im Anhang I und II der Verordnung gelistet. 
 
Die Überarbeitung der Verordnung wurde aufgrund der BVT-Schlussfolgerungen zur IE-Richtlinie für die Ober-
flächenbehandlung unter Verwendung von Lösungsmitteln und für die Nahrungs-, Getränke- und Milchindust-
rie notwendig. Besonders für die betroffenen IED-Anlagen werden viele Grenzwerte für flüchtige organische 
Verbindungen (VOC) verschärft oder neu eingeführt. 
 
Neu wird außerdem eine Prüfpflicht der schon bisher zu erstellenden Lösemittelbilanzen für genehmigungs-
bedürftige Anlagen eingeführt. Künftig müssen diese Anlagen ihre Lösemittebilanzen alle drei Jahre durch 
einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen überprüfen lassen. Erstmals muss dies für be-
stehende Anlagen drei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung erfolgen. Für neue oder geänderte Anlagen 
muss dies ein Jahr nach Inbetriebnahme erfolgen. 
 
Die Änderungen traten am Tag der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Für bestehende Anlagen wer-
den allerdings zahlreiche Übergangsbestimmungen festgelegt: Außerhalb von IED-Anlagen der Lebens- und 
Futtermittelindustrie (Nr. 6.4 Anhang I der IE-Richtlinie), zur Oberflächen- (Nr. 6.7) oder Holzbehandlung (Nr. 
6.10) müssen bestehende Anlagen die neuen Anforderungen fünf Jahre nach Inkrafttreten einhalten. 
 
Weitere Informationen: 

• Kabinettsentwurf 

• Beschluss des Bundesrates (mit Änderungen) 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
Update EU-Umweltgesetzgebung 
 
Umweltthemen im Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission für 2024 

Anfang November 2023 hat die EU-Kommission ihr Arbeitsprogramm für die Zeit bis zur nächsten Europawahl 
im Juni 2024 veröffentlicht. Im Umweltbereich sind als positives Signal Entlastungen bei der Nachhaltigkeits-
berichterstattung vorgesehen. Als weiteres Umweltthema wird explizit Wasser Resilienz genannt. Dazu liegen 
aktuell noch relativ wenige Informationen vor. Allerdings wird es sich mit Hinblick auf die bald anstehenden 
Wahlen um eine nicht legislative Initiative handeln, die sich wohl mit steigender Wasserknappheit und Vertei-
lung von begrenzten Ressourcen beschäftigen dürfte. Bemerkenswerterweise wird eine Revision von REACH 
im Programm nicht erwähnt. Das deckt sich mit Signalen, die aus der Leitungsebene von EU-Kommission und 
ECHA zu vernehmen sind, dass eine Revision in dieser Legislaturperiode vom Tisch ist. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/348/VO.html
https://www.gesetze-im-internet.de/elektroggebv/index.html#BJNR177600015BJNE000608116
https://dserver.bundestag.de/brd/2023/0333-23.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2023/0333-23.pdf
https://commission.europa.eu/system/files/2023-10/Factsheet_CWP_2024_explained_DE.pdf
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CO2-Standards für Lastwagen und Busse 

Die Abgeordneten im Umweltausschuss des EU-Parlaments haben sich auch für strengere CO₂-Flottengrenz-
werte bei Nutzfahrzeugen bis 2035 ausgesprochen. Mit der angestrebten Reduktion ist außerdem ein Ausbau 
der nötigen Ladeinfrastruktur für alternative Antriebe. Die Reduktion von Emissionen im Verkehrsbereich ist 
eine der Maßnahmen zum Erreichen der angestrebten Klimaneutralität.   
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Verpackungsverordnung 

Der Umweltausschuss sucht einen Mittelweg zwischen Ambition und Pragmatismus. Der Umweltausschuss 
des EU-Parlaments hat den Compromise Amendments zugestimmt. Im nächsten Schritt wird der nun vorlie-
gende Entwurf im zweiten Sitzungstermin im November im EU-Parlament verhandelt. Ziel ist unter anderem 
die Reduktion von Wegwerf Take-away Verpackungsabfällen (Stichwort: Fast Food). 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Nachhaltiger Einsatz von Pflanzenschutzmitteln  

In den Ausschüssen des EU-Parlaments standen viele Umweltthemen zur Abstimmung. Im Umweltausschuss 
stand Ende Oktober 2023 u.a. der Kommissionvorschlag zum nachhaltigen Einsatz von Pestiziden auf dem 
Programm. Die Abgeordneten stimmten nun sogar für eine Verschärfung des ursprünglichen Entwurfs, wo-
nach nun der Verbrauch von chemischen Pflanzenschutzmitteln um 50 Prozent und der Verbrauch von be-
sonders schädlichen Substanzen sogar um 65 Prozent reduziert werden soll. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Förderung für Biotechnologien 

Das EU-Parlament hat außerdem für Milliardenhilfen für Digital-, Umwelt- und Biotechnologien gestimmt. Die 
Abgeordneten votierten für eine neue Förderplattform über die Mittel in Höhe von 13 Milliarden Euro verteilt 
werden sollen. Die Investitionen in strategische Technologien sollen dazu beitragen die EU unabhängiger von 
Drittstaaten zu machen. Konkret soll die Entwicklung und Produktion grüner und digitaler Zukunftstechnologien 
in Europa, sowie der Fachkräftemangel in diesen Branchen bekämpft werden. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
"Sustainable Finance" bringt KMU bislang nur viel Bürokratie 
 
Das umfangreiche Sustainable-Finance-Regelwerk der EU hat kleinen und mittleren Betrieben in Europa bis-
lang keine Vorteile bei der Finanzierung nachhaltiger Investitionen gebracht. Sie sind ganz im Gegenteil immer 
stärker mit umfangreichen Berichtspflichten konfrontiert, die etwa Banken oder größere Geschäftspartner an 
sie weiterreichen. Das ist das Fazit der Studie "Sustainable Finance im Mittelstand", für die die europäischen 
Kammerorganisationen Eurochambres und SMEunited sowie die Deutsche Industrie- und Handelskammer 
(DIHK) für die Platform on Sustainable Finance der EU-Kommission (DG FISMA) EU-weit 2.141 Unternehmen 
befragt haben. 
 
Die Ergebnisse sind nach Worten von DIHK-Hauptgeschäftsführer Martin Wansleben "äußerst ernüchternd": 
"Sustainable Finance liefert keine zusätzlichen Finanzmittel, welche angesichts der Transformation dringend 
benötigt werden – sondern vor allem investitionshemmende Bürokratie." Die Umfrage zeige aber, wo der Kurs 
jetzt angepasst werden müsse: "Wir brauchen hier drastische und spürbare Vereinfachungen sowie eine mit-
telstandsfreundliche Ausrichtung der Finanzierungsstandards im Bereich der Nachhaltigkeitsfinanzierung. An-
dernfalls werden kleine und mittlere Betriebe bei der Transformation ausgebremst. Das Interesse der Wirt-
schaft, mehr in Nachhaltigkeit zu investieren, ist jedenfalls sehr groß." 
 
So haben knapp 60 Prozent der KMU nach eigenen Angaben in den vergangenen zwei Jahren Investitionen 
getätigt, um zum Beispiel die Ressourcenschonung und Nachhaltigkeit im eigenen Unternehmen zu verbes-
sern. "Vom Anspruch, diese Investitionen zu verdoppeln oder gar zu verdreifachen, sind wir aber noch mei-
lenweit entfernt", bedauert Wansleben. 
 

https://www.europarl.europa.eu/pdfs/news/expert/2023/10/press_release/20231023IPR08171/20231023IPR08171_en.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231023IPR08128/packaging-new-eu-rules-to-reduce-reuse-and-recycle
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231023IPR08130/pesticides-meps-want-a-drastic-cut-in-use-of-chemical-pesticides
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231013IPR07126/ein-step-hin-zu-mehr-eu-wettbewerbs-und-widerstandsfahigkeit
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Einfache Kriterien für nachhaltige Bankkredite nötig 

Das meiste Geld bringen diese Betriebe aus eigenen Mitteln auf. Danach kommt die für den Mittelstand typi-
sche Hausbankfinanzierung. Während große Unternehmen an den Kapitalmärkten "grüne" Finanzierungen 
erhalten können, haben kleine und mittlere Betriebe der Studie zufolge kaum Zugang zu entsprechenden Mit-
teln. 
 
Der weitere Bedarf für Investitionen in die Nachhaltigkeit sei "ohne Zweifel enorm", stellt der DIHK-Hauptge-
schäftsführer klar. "Aber kleine und mittlere Unternehmen sind bisher kaum berücksichtigt worden. Das liegt 
am grundlegenden Webfehler der EU-Taxonomie, der einseitigen Ausrichtung auf die Kapitalmärkte. Wir be-
nötigen einfache und handhabbare Kriterien für nachhaltige Bankkredite – und das jenseits der Taxonomie." 
 
KMU tragen die Berichtspflichten 

Die für größere Unternehmen sowie für Banken eingeführten Nachhaltigkeitsberichtspflichten landeten indirekt 
auch bei mittleren und Kleinunternehmen, kritisiert Wansleben. "Diese müssen dann als Bankkunde oder Lie-
ferant aus der Wertschöpfungskette immer mehr Offenlegungsverpflichtungen nachkommen, für die sie weder 
Vorteile bekommen noch Kapazitäten haben. Wenn sie aber selbst eine günstige Finanzierung etwa bei der 
Umstellung auf eine nachhaltigere Energieversorgung brauchen, gibt es für sie allenfalls Förderprogramme, 
die mit hohem Antragsaufwand verbunden sind." 
 
Freiwilligen Standard entwickeln 

Aus DIHK-Sicht gehen Vorschläge in die richtige Richtung, einen einfachen und freiwilligen Berichtsstandard 
für kleine und mittlere Unternehmen zu entwickeln und einzuführen. Das könnte zumindest die Belastungen 
durch indirekte Berichtspflichten abschwächen und Banken alle notwendigen Informationen für nachhaltige 
Kredite liefern, hofft Wansleben. "Die Finanzierung der Transformation sollte im Mittelpunkt der Regulierung 
stehen. Dafür brauchen wir dringend Anpassungen, die bei Finanzinstituten, die im täglichen Geschäft mit 
kleinen und mittleren Unternehmen stehen, auch funktionieren. Deshalb muss deren Finanzierung bei der 
Ermittlung der Green Asset Ratio gesondert betrachtet werden." 
 
Einen europäischen Überblick über den Zugang zu nachhaltigen Finanzierungen für KMU liefert die Studie 
von Eurochambres, SMEunited und DIHK, die hier zum Download bereitsteht. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
KMU vor überbordenden Berichtspflichten schützen: DIHK für einen freiwilligen KMU-Standard 
 
Aktuell kämpfen KMU, ausgelöst durch neue europäische und nationale Gesetze, mit dem sogenannten Trick-
ledown- oder Kaskadeneffekt. Das bedeutet, dass über die Lieferkette auch Berichtspflichten bei den KMU 
ankommen, von denen sie eigentlich ausgenommen sind. 
 
Diese entstehen unter anderem aus der Nachhaltigkeitsberichterstattung über die Corporate Sustainability 
Reporting Directive (CSRD), die Taxonomie, die Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR) und den 
Lieferkettensorgfaltspflichten (sowohl auf nationaler wie auf europäischer Ebene). Um dem entgegenzutreten, 
hat die European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG), welche die Europäische Kommission bei der 
Ausgestaltung der Nachhaltigkeitsstandards unterstützt, nun einen Entwurf für einen freiwilligen KMU-Stan-
dard (voluntary SME Standard) vorgelegt. 
 
Zielstellung 

Das Ziel des freiwilligen Standards ist es, ein standardisiertes Datenset für KMU zu schaffen, mit dem sie 
Anfragen nach ESG-Informationen (ESG steht für Environment, Social und Governance. Das heißt, es werden 
Informationen zu Umwelt- und sozialen Aspekten, sowie zur Unternehmensführung nachgefragt) von größeren 
berichtspflichtigen Unternehmen oder von Finanzinstitutionen einheitlich beantworten können. Die Idee ist, 
dass dieses standardisierte Datenset von den größeren berichtspflichtigen Unternehmen an Stelle von aus-
führlicheren und individuelleren Fragebögen akzeptiert wird. Demnach hängt der Erfolg des freiwilligen Stan-
dards von der Selbstverpflichtung der größeren Marktteilnehmer ab. Die Aufgabe einen möglichst einfachen 
Standard zu entwerfen, der gleichzeitig die gefragten Informationen abdeckt, stellt einen schwierigen Balan-
ceakt dar. 
 

https://www.dihk.de/resource/blob/103344/d3fdf4c29d3078ac74981184cf245039/dihk-broschu-re-sustainable-finance-mittelstand-data.pdf
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Ausblick 

Im Januar wird die EFRAG die Möglichkeit geben, sich an einer Konsultation zum Voluntary SME Standard zu 
beteiligen. In Vorbereitung dazu ist zusammen mit den DIHK-Bereichen Recht, Nachhaltigkeit und Wirtschafts-
politik ein weiteres Spotlight Sustainable Finance speziell zum Freiwilligen KMU-Standard in Planung. In enger 
Zusammenarbeit verschiedener DIHK-Bereiche setzt sich das Umweltteam dafür ein, dass der Voluntary SME 
Standard zügig Realität wird und eine echte Entlastung für die Unternehmen bedeutet. Zeitlich ist mit den 
finalisierten Standards jedoch vermutlich erst zum Ende des Jahres 2024 zu rechnen, da die Entwürfe noch 
die Konsultation und die danach vermutlich notwendige Anpassung durchlaufen müssen. Zudem werden die 
Standards von der Kommission lediglich als Empfehlung veröffentlicht werden, müssen sich also von selbst 
im Markt durchsetzen. 
 
Weiterführende Informationen 

• EFRAG 

• EU-Kommission: Sustainable finance 

• Q&A der EU-Kommission, relevant Seite 4: „What about SMEs?“ 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Überarbeitete EU-Energieeffizienzrichtlinie (EED) in Kraft getreten 
 
Nach der finalen Befassung im Europäischen Rat ist am 20. September 2023 die überarbeitete Energieeffi-
zienzrichtlinie (EU/2023/1791) im EU-Amtsblatt veröffentlicht worden und am 10. Oktober 2023 in Kraft getre-
ten. Mit der Überarbeitung wurden die Ambitionen der EU zur Energieeffizienz deutlich erhöht. 
 
Die überarbeitete Energieeffizienzrichtlinie legt „Energieeffizienz an erster Stelle“ als ein Grundprinzip der EU-
Energiepolitik fest und verleiht ihr erstmals rechtliches Ansehen. In der Praxis bedeutet dies, dass die Ener-
gieeffizienz von den EU-Ländern in allen relevanten politischen und wichtigen Investitionsentscheidungen im 
Energie- und Nichtenergiesektor berücksichtigt werden muss. 
 
Die Überarbeitung der Richtlinie 2023 folgt einem Vorschlag für eine Neufassung der Richtlinie über Energie-
effizienz, den die EU-Kommission im Juli 2021 im Rahmen des Pakets zum Grünen Deal der EU vorgelegt 
hat. Der Vorschlag für 2021 wurde im Rahmen des REPowerEU-Plans, der von der EU-Kommission im Mai 
2022 vorgelegt wurde, weiter verschärft, um die Abhängigkeit der EU von Einfuhren fossiler Brennstoffe aus 
Russland zu verringern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Parlament und Rat einigen sich bei Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie 
 
Am 07. Dezember 2023 haben EU-Parlament und Rat eine politische Einigung bei der Gebäudeenergieeffi-
zienzrichtlinie (EPBD) erzielt. Die überarbeitete Richtlinie legt ehrgeizigere Anforderungen an die Gesamte-
nergieeffizienz von neuen und renovierten Gebäuden in der EU fest und fordert Mitgliedstaaten auf, den be-
stehenden Gebäudebestand zu renovieren. Ziel ist es, dass bis 2030 alle neuen Gebäude emissionsfrei sind 
und bis 2050 der Gebäudesektor komplett dekarbonisiert ist. Der finale Text liegt noch nicht vor, allerdings 
sind einige Details bereits bekannt: 

• Die Richtlinie unterscheidet Wohn- und Nicht-Wohngebäude sowie bestehende und neue Gebäude. 
Bis 2030 muss der durchschnittliche Primärenergieverbrauch im gesamten Wohngebäudebestand um 
16 Prozent sinken, bis 2025 um 20 bis 22 Prozent. Der Primärenergieverbrauch bezieht sich auf die 
Gesamtmenge an Energie, die direkt aus natürlichen Ressourcen gewonnen wird, wie Öl, Gas oder 
erneuerbare Energiequellen. Im Unterschied dazu bezeichnet der Endenergieverbrauch die tatsäch-
lich von Verbrauchern genutzte Energie nach Berücksichtigung von Verlusten bei der Umwandlung, 
Übertragung und Verteilung von Primärenergie. 

• Mindesteffizienzstandards (MEPS) für einzelne Wohngebäude soll es nicht geben, allerdings können 
von den Mitgliedstaaten freiwillig festgelegt werden. Die nationale Ausgestaltung könnte dementspre-
chend auch Sanierungsvorgaben zur Folgehaben. Ebenso können MEPS auch in Folge der 2028 
anstehenden Evaluation der Einsparziele von der Kommission verpflichtend vorgeschlagen werden. 
Für Nicht-Wohngebäude gelten die MEPS direkt verpflichtend. Bis 2030 müssen alle Nicht-

https://www.efrag.org/
https://commission.europa.eu/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/en/qanda_23_4043/QANDA_23_4043_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L1791
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023L1791
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231204IPR15651/energieeffizienz-von-gebauden-abgeordnete-erzielen-einigung-mit-dem-rat
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/07/fit-for-55-council-and-parliament-reach-deal-on-proposal-to-revise-energy-performance-of-buildings-directive/
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Wohngebäude effizienter sein als die untersten 16 Prozent und bis 2033 sollen sie besser abschnei-
den als die schlechtesten 26 Prozent. Ausnahmen können für landwirtschaftlich oder militärisch ge-
nutzte, denkmalgeschützte, kirchliche oder nur kurzzeitig genutzte Gebäude festgelegt werden. 

• Neue Gebäude müssen ab 2028 Null-Emissionsgebäude sein, wenn diese öffentlich sind. Ansonsten 
greift der Standard ab 2030. Was genau unter dem „Null-Emissionsstandard“ zu verstehen ist, sollen 
Mitgliedstaaten festlegen können. Es ist jedoch anzunehmen, dass eine Voraussetzung für Null-Emis-
sionsgebäude eine flächendeckende klimaneutrale Versorgung mit leitungsgebundener Energie 
(Fernwärme und -kälte), sowie der benötigten erneuerbaren Energie ist. Ob dies bis 2028 bzw. 2030 
erreicht wird, ist fraglich.  

• Für fossile Heizungen wurde ein Enddatum bis 2040 festgelegt, fünf Jahre früher als in Deutschland. 
Zudem darf es ab 2025 keine staatliche Förderung mehr für reine Öl- oder Gasheizungen geben. Ob 
das Heizen mit grünem Wasserstoff und Biomethanförderfähig bleibt, ist noch unklar. 

• Ebenso soll es eine Solardachpflicht geben: für neue öffentliche Nicht-Wohngebäude bereits schritt-
weise ab 2026, für Wohngebäude ab spätestens 2030. 

• Wie die Regelungen zur Ladeinfrastruktur für E-Mobilität ausgestaltet ist, ist noch unklar. Rat und EU-
Parlament hatten sich zuvor für die verpflichtende Installation von Ladepunkten in neuen und reno-
vierten Nicht-Wohngebäuden in Abhängigkeit der Parkplatzsituation ausgesprochen. 

 
Die informelle Vereinbarung muss nun sowohl vom EU-Parlament als auch vom Rat gebilligt werden, um Ge-
setz zu werden. Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie wird am 23. Januar 2024 über den Text 
abstimmen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Institutionen erreichen Einigung bei Ökodesign-Verordnung 
 
Die EU-Kommission, der Rat und das EU-Parlament haben am 05. Dezember 2023 eine Einigung über die 
Ökodesign-Verordnung erzielt. Ziel des Gesetzes ist es, Nachhaltigkeit schon im Design von Produkten anzu-
legen und so Abfall zu reduzieren und zu einer effizienten Kreislaufwirtschaft beizutragen. 
 
Nach den neuen Regeln, die von der EU-Kommission im März 2022 vorgestellt wurden, müssen Unternehmen 
sicherstellen, dass Produkte leichter zu reparieren, wiederzuverwenden und zu recyclen sind. Im Fokus stehen 
Textilien (vor allem Kleidung und Schuhe) – Möbel, Stahl, Aluminium, Farben, Reifen, aber auch Smartphones, 
Tablets und Laptops. 
 
Nach monatelangen Verhandlungen zwischen den Institutionen enthält der Text nun auch ein Vernichtungs-
verbot von unverkaufter Kleidung, das spätestens 2028 in Kraft treten soll. Das geht sogar noch über den 
ursprünglichen Vorschlag der EU-Kommission hinaus. Der finale Kompromiss sieht außerdem vor, dass die 
EU prüft, ob ein Vernichtungsverbot auch für Kleinelektronik Sinn macht.  
 
Eng mit der Ökodesign-Verordnung verbunden ist das Konzept eines digitalen Produktpasses, der die wich-
tigsten Informationen über die Zusammensetzung eines Produkts, den Recyclinganteil, Details zur Energieef-
fizienz, die Verfügbarkeit von Ersatzteilen und die Wiederverwertbarkeit enthält. Langfristig soll der Pass auch 
dazu beitragen einen Reparaturindex für elektronische Geräte zu etablieren. 
 
Als finalen Schritt steht nun die Abstimmung im Plenum des EU-Parlaments und im Rat an, bevor die Verord-
nung 2024 in Kraft treten kann. Die DIHK hat den Gesetzgebungsprozess eng begleitet und setzt sich aktuell 
für eine schlanke und effiziente Umsetzung des digitalen Produktpasses ein. 
 
Weiterführende Informationen: 

• Pressemitteilung des EU-Parlaments: Deal on new EU rules to make sustainable products the norm. 

• Pressemittelung des Rats: Produkte für den grünen Wandel: Rat und Parlament erzielen vorläufige 
Einigung über die Ökodesign-Verordnung. 

• Allgemeine Hintergrundinfos der EU-Kommission: Ecodesign for Sustainable Products Regulation. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231204IPR15634/deal-on-new-eu-rules-to-make-sustainable-products-the-norm
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/05/products-fit-for-the-green-transition-council-and-parliament-conclude-a-provisional-agreement-on-the-ecodesign-regulation/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/12/05/products-fit-for-the-green-transition-council-and-parliament-conclude-a-provisional-agreement-on-the-ecodesign-regulation/
https://commission.europa.eu/energy-climate-change-environment/standards-tools-and-labels/products-labelling-rules-and-requirements/sustainable-products/ecodesign-sustainable-products-regulation_en
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Trilogeinigung zur Industrieemissionsrichtlinie (IED) 
 
EU-Parlament, Rat und EU-Kommission haben sich am 29. November 2023 auf einen Kompromiss zur In-
dustrieemissionsrichtlinie (IED) verständigt. Das Papier mit den Änderungsbeschlüssen liegt noch nicht vor. 
EU-Parlament und Rat müssen den Änderungen final noch zustimmen. 
 
Den Pressemitteilungen zufolge setzte sich der Rat mit seinem Kompromissvorschlag durch, dass künftig die 
„strengsten erreichbaren Emissionsgrenzwerte“ eingehalten werden müssten. Bei den neuen Umweltquali-
tätsnormen wurden offenbar Ausnahmeninsbesondere beim Wasserverbrauch vereinbart. 
 
Der Anwendungsbereich wurde um den industriellen Abbau von nicht-energetischen Rohstoffen und der Bat-
terieherstellung erweitert. Industrieminerale wurden wohl mit einer Überprüfungsklausel ausgenommen. Am 
meisten Streit gab es beim Thema Tierhaltung. Hier wurden die Schwellenwerte im Vergleich zum EU-Kom-
missionsvorschlag angehoben und Ausnahmen sowie Übergangsbestimmungen beschlossen.  
 
Bei den Strafen einigte man sich auf „mindestens 3 Prozent des Jahresumsatzes“ für die schwersten Verstöße. 
Auch individuelle Schadensersatzansprüche sollen umgesetzt werden. Allerdings behielten sich die Mitglied-
staaten hier „Flexibilisierungen“ vor, um dies in das nationale Recht umzusetzen.  
 
Die Pressemitteilungen finden Sie hier: 

• EU-Kommission: Einigung auf straffere Regeln zu Emissionen in Industrie und Landwirtschaft. 

• Rat: Industrieemissionen: Rat und Parlament vereinbaren neue Vorschriften zur Verringerung schäd-
licher Industrie-Emissionen und zur Verbesserung des Zugangs der Öffentlichkeit zu Informationen. 

• EU-Parlament: Pollution: deal with Council to reduce industrial emissions. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Net-Zero-Industry-Act: EU-Parlament einigt sich auf Verhandlungsmandat 
 
Das EU-Parlament hat in der Plenarsitzung am 22. November 2023 über seine Position zum Net-Zero-In-
dustry-Act (NZIA) abgestimmt. Ziel des Gesetzesvorhabens ist es, Technologien für die Dekarbonisierung in 
Europa zu industrialisieren. Die Parlamentarier setzen das Ziel, dass 40 Prozent der Null-Emissions-Techno-
logien in der EU produziert werden sollen sowie einen globalen Marktanteil von 25 Prozent an diesen Tech-
nologien zu erreichen. Dazu gehören neben der Kernfusion und -spaltung etwa Wind- und Solaranlagen, Bat-
terien und Wärmepumpen. Vorteile betreffen u.a. eine Reduktion von 20 Prozent der regulatorischen Auflagen 
für die betroffene Industrie, minus 40 Prozent für die Implementierung eines Produktes auf dem EU-Markt 
sowie ebenso 40 Prozent weniger bürokratische Pflichten für KMU. Zudem soll der Zugang zu Finanzierungs-
mitteln vereinfacht werden. 
 
Daneben soll es zusätzlich strategisch wichtige Netto-Null-Technologien geben, welche weitere Vorteile erhal-
ten sollen: z.B. noch stärker verkürzte Genehmigungsfristen. Welche Technologien darunterfallen, soll nach 
EU-Parlaments-Position über eine Liste geregelt werden, die von den Mitgliedstaaten selbst gewählt werden 
kann. Die ausgewählten Projekte müssen aber auch qualitative Kriterien erfüllen, wie beispielsweise die Um-
schulung von Arbeitskräften. Zudem soll nach dem Berichterstatter Christian Ehler die komplette Wertschöp-
fungskette für die Netto-Null-Technologien einbeziehen, inklusive Komponenten, Materialen und Maschinerie.  
 
Mit dem Mandat können nun die Trilogverhandlungen mit dem Rat beginnen. 
 
Weitere Informationen: Bessere Förderung der Herstellung klimaneutraler Technologien in Europa. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Start des G7-Klimaclubs auf der COP28 in Dubai - EU will globale "Kurskorrektur" 
 
Auf der 28. UN-Weltklimakonferenz in Dubai (COP28) standen neben Themen wie dem Ausbau erneuerbarer 
Energien, der Förderung von Energieeffizienz, Diskussionen rund um den Umgang mit fossilen Brennstoffen 
sowie einer globale Bestandsaufnahme der Klimaschutzanstrengungen auch der Start des G7-Klimaclubs auf 
dem Programm. 
 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/einigung-auf-straffere-regeln-zu-emissionen-industrie-und-landwirtschaft-2023-11-29_de
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/29/industrial-emissions-council-and-parliament-agree-on-new-rules-to-reduce-harmful-emissions-from-industry-and-improve-public-access-to-information/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Industrial+emissions:+Council+and+Parliament+agree+on+new+rules+to+reduce+harmful+emissions+from+industry+and+improve+public+access+to+information
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/29/industrial-emissions-council-and-parliament-agree-on-new-rules-to-reduce-harmful-emissions-from-industry-and-improve-public-access-to-information/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Industrial+emissions:+Council+and+Parliament+agree+on+new+rules+to+reduce+harmful+emissions+from+industry+and+improve+public+access+to+information
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231127IPR15436/pollution-deal-with-council-to-reduce-industrial-emissions
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231117IPR12205/bessere-forderung-der-herstellung-klimaneutraler-technologien-in-europa
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Der G7-Klimaclub soll möglichst ein globaler Klimaclub werden. Innerhalb des Zusammenschlusses sollen 
gemeinsame Standards, Instrumente und Ausgleichsmechanismen etabliert werden. Eine Angliederung an 
das EU-Emissionshandelssystem (ETS) würde zudem den Handel mit Drittstaaten erheblich erleichtern. Um 
die volle Wirkung der Maßnahmen entfalten zu können und heimische Unternehmen zu entlasten, müssen 
sich aber möglichst viele Staaten auf die gleichen Ziele verständigen. Nur ein international stark vernetzter 
Klimaclub hat das Potenzial, die Verlagerung von Produktionsstätten aus Europa zu verhindern.  
 
Erstmals wurde auf der Klimakonferenz ein Global Stocktake (GTS) durchgeführt, um den Fortschritt des Pa-
riser Klimaabkommens zu bewerten und den Status der weltweiten Bemühungen zum Klimaschutz zu ermit-
teln. Der GTS dient auch als Grundlage für aktuelle und zukünftige Klimaschutzmaßnahmen, einschließlich 
der national festgelegten Beiträge. Europa nimmt mit dem Green Deal bereits eine Vorreiterrolle bei der Um-
setzung konkreter Klimaschutzmaßnahmen und damit auch bei den Klimaschutzkosten ein. Die Emissionsre-
duzierungen, die für eine Reduzierung von 1,5 Grad Erderwärmung nötig wären – minus 43 Prozent global bis 
2030 – sind bisher nicht abzusehen. Entscheidend werden dementsprechend die Schlussfolgerungen aus dem 
GTS zur Umsetzung des Abkommens sein. Hier bedarf es stärkeren Anstrengungen für den Klimaschutz im 
nicht-europäischen Ausland, damit ein "Level-Playing-Field" für deutsche und europäische Unternehmen ent-
steht. 
 
Die EU strebt daher eine globale "Kurskorrektur" an. Dafür präsentierte die EU auf der COP28 ehrgeizige Ziele 
im Bereich Klimaschutz und nachhaltige Energiezukunft: Eine Verdreifachung beim Ausbau erneuerbarer 
Energien sowie verdoppelte Energieeffizienz bis 2030. Des Weiteren forderte sie einen weltweiten Ausstieg 
aus der Nutzung fossiler Brennstoffe. Es sollen keine fossilen Brennstoffe mehr verwendet werden, ohne dass 
ihre Emissionen durch Technologien zur CO2 Abscheidung und Speicherung (CCUS) vermindert werden. Die 
Nutzung von CCUS ist für die Wirtschaft entscheidend. Denn trotz aller Anstrengungen für einen massiven 
Ausbau der erneuerbaren Energien und dem Aufbau einer Wasserstoffinfrastruktur wird CO2 nicht in allen 
Produktionsprozessen vollständig vermieden werden können. Ohne die Speicherung und Nutzung von CO2 
kann die Wirtschaft nicht klimaneutral werden. 
 
Des Weiteren strebt die EU an, den weltweiten Methanausstoß um 75 Prozent bis 2030 zu verringern. Bisher 
ist im Rahmen eines "Global Methane Pledge" eine Reduzierung von Methanemissionen bis 2030, um min-
destens 30 Prozent angestrebt, zu dem sich über 100 Staaten verpflichten wollen. Zudem plant die EU auf der 
COP die Gründung eines Clubs für kritische Rohstoffe. Der Club soll einkaufende und rohstoffreiche Länder 
zusammenbringen, um Investitionen zu bündeln und anzukurbeln. 
 
Zu Beginn der COP28 wurde eine Einigung bei dem Ausgleichsfonds für Schäden und Verluste erzielt. 
Deutschland und die Vereinigten Arabischen Emirate haben jeweils 100 Millionen US-Dollar, etwa 183 Millio-
nen Euro, zugesagt. Auch Großbritannien, die USA und Japan haben finanzielle Zusagen gemacht. Der Fonds 
soll Schäden und Verluste in Entwicklungsländern abdecken. Bis 2030 soll er einen Wert von 580 Milliarden 
Dollar erreichen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission plant "Carbon Management" Strategie 
 
Technologien zur Abscheidung, Speicherung und Nutzung von CO2 stellen einen entscheidenden Beitrag im 
Kampf gegen den Klimawandel dar. Die EU-Kommission plant die Entwicklung einer Strategie für die Anwen-
dung dieser Technologien in Europa. Als Teil dieses Prozesses fand bis zum 31. August 2023 eine öffentliche 
Konsultation statt. Erste Ergebnisse der Konsultation wurden bei einem Stakeholder-Dialog am 06. Oktober 
2023 vorgestellt. 
 
Die EU möchte bis spätestens 2050 klimaneutral werden. Doch die europäische Wirtschaft gerät durch hohe 
Energie- und steigende CO₂-Preise immer mehr unter Druck. Viele Betriebe haben nicht die Möglichkeit, durch 
Energieeffizienzsteigerungen und Elektrifizierung vollständig klimaneutral zu werden. Für diese Unternehmen 
ist der physische Zugang zu CO₂-armem Wasserstoff oder zu Technologien zur CO₂-Abscheidung und Spei-
cherung sowie CO₂-Infrastrukturen zwingend notwendig. In diesem Kontext plant die EU-Kommission, im ers-
ten Quartal 2024 eine umfassende Carbon Management Strategie vorzustellen und somit die Grundlage für 
einen europäischen CO₂-Markt zu schaffen. Dies basiert auf einer umfassenden öffentlichen Konsultation ver-
schiedenster Stakeholder. Die Ergebnisse der Befragung zeichnen dabei ein klares Bild: 
 
Die Befragung begann mit der Untersuchung der Gründe für die Nutzung von Technologien zur CO₂-Abschei-
dung und Speicherung. Aus Sicht der deutschen Wirtschaft ist insbesondere die Anwendung in Industriezwei-
gen mit schwer vermeidbaren oder unvermeidbaren Emissionen von besonderer Relevanz. Allerdings können 

https://energy.ec.europa.eu/events/industrial-carbon-management-results-public-consultation-2023-10-06_en
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Betriebe ohne schwer vermeidbare Emissionen ebenso von diesen Technologien profitieren und ihre Emissi-
onen reduzieren. Ein Einsatz könnte beispielsweise sinnvoll sein, bis erneuerbare Energien und Wasserstoff 
zu wettbewerbsfähigen Preisen sowie flächendeckend verfügbar sind. 
 
Weitere Einsatzmöglichkeiten umfassen aber auch die Reduzierung von Emissionen in der Strom- und Wär-
meproduktion, den Einsatz in der Wasserstoffproduktion und die Nutzung von abgeschiedenem CO₂ als Aus-
gangsstoff, zum Beispiel bei der Stahl-, Zement- oder Kalkproduktion. Wichtig dabei ist aus Unternehmens-
sicht, dass für Chancengleichheit gesorgt und die Technologien auch dem Mittelstand zugänglich gemacht 
werden. 
 
In Bezug auf die Rolle der EU-Kommission in einer "Carbon Management"-Strategie wurde im Rahmen der 
Konsultation insbesondere der Bedarf an einer europaweiten Lösung betont. Die EU-Kommission sollte aus 
Sicht der Unternehmen, und insbesondere in Hinblick auf die derzeit angestrebte Carbon Management-Stra-
tegie auf Bundesebene, eine koordinierende Funktion übernehmen, um eine Fragmentierung zwischen den 
Mitgliedstaaten zu verhindern. Zudem schafft ein kohärenter regulatorischer Rahmen auf europäischer und 
nationaler Ebene, einschließlich klarer Definitionen und Standards, auch Planungssicherheit für Investoren 
und Unternehmen. 
 
Des Weiteren beinhaltete die öffentliche Konsultation den Aufbau einer europäischen CO₂-Transport- und 

Speicherinfrastruktur. Dieser ist für den CO₂-Markt von zentraler Bedeutung und setzt die Beteiligung aller 
betroffenen Wirtschaftsakteure voraus. Neben Pipelines sollten auch alternative Transportmöglichkeiten wie 
Lkw, Schiene und Binnenschifffahrt berücksichtigt werden. Diese Vielfalt ermöglicht eine flexiblere Anpassung 
an unterschiedliche Gegebenheiten und erleichtert die Anbindung von Standorten, für die sich der Aufbau 
einer leitungsgebundenen Infrastruktur nicht rechnet. Die Diversifizierung der Transportmöglichkeiten steigert 
zudem die Effizienz und Resilienz des Systems und senkt somit auch die Kosten für Betriebe. 
 
Besonders hervorgehoben wurde in dem Workshop auch die Notwendigkeit einer Kommunikationsstrategie 
gegenüber der Öffentlichkeit. Eine erfolgreiche Umsetzung einer "Carbon Management"-Strategie erfordert 
die breite Unterstützung aus Wirtschaft und Gesellschaft. Hierbei besteht auch aus Sicht der Unternehmen die 
Notwendigkeit für aufklärende, faktenbasierte Maßnahmen, um die Akzeptanz sowie das Verständnis für die 
Notwendigkeit dieser Technologien zu stärken. 
 
Nicht zuletzt ist das CO₂-Management in der EU ein sich im Entstehen begreifender Markt, der noch vor zahl-
reichen Herausforderungen steht, wie beispielsweise noch begrenztes Angebot und Nachfrage sowie hoher 
Bedarf an Kapitalinvestitionen. Damit ein europäischer CO₂-Markt sowie Wertschöpfungsketten entstehen 
können, bedarf es neben dem regulatorischen Rahmen an einer Kombination aus finanziellen Anreizen, För-
derprogrammen, technischer Unterstützung und Kapazitätsaufbau. Aus Sicht der deutschen Wirtschaft sollten 
Innovationen im Bereich Klimaschutz vor allem durch technologieoffene Fördermaßnahmen angestoßen wer-
den. Darüber hinaus können regionale Industrieinitiativen, wie die Service- und Beratungsstelle für regionale 
Industrieinitiativen, dazu beitragen, einen funktionierenden CO₂-Markt auf lokaler Ebene aufzubauen. 
 
Ausführlichere Informationen finden Sie in der DIHK-Stellungnahme. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Erneuerbaren Energien Richtline (RED III) in Kraft getreten 
 
Am 20. November 2023 ist die Erneuerbaren Energien Richtline (RED III) in Kraft getreten. Die Mitgliedstaaten 
müssen nun die Implementierung in die nationale Gesetzgebung bis zum 21. Mai 2025 vollziehen. 
 
Wesentliche Inhalte: 

Mit der Revision wurde das Ziel Erneuerbarer Energien am Gesamtenergieverbrauch bis 2030 auf 42,5 Pro-
zent erhöht. 
 
Die Richtlinie sieht dafür auch ehrgeizigere sektorspezifische Subziele (Industrie, Verkehr, Gebäude) vor, die 
sich in der Breite auf Unternehmen auswirken. In der Industrie soll der Anteil an Energie aus Wind und Sonne 
jährlich um 1,6 Prozentpunkte erhöht werden. Außerdem sollen 42 Prozent des in der Industrie verwendeten 
Wasserstoffs bis 2030 aus strombasierten erneuerbaren Kraftstoffen (hauptsächlich grüner Wasserstoff) stam-
men und bis 2035 insgesamt 60 Prozent des Anteils ausmachen. Die Realisierung der Ziele bewerten Unter-
nehmen als herausfordernd.  
 

https://energy.ec.europa.eu/topics/oil-gas-and-coal/carbon-capture-storage-and-utilisation_en
https://www.dihk.de/resource/blob/104158/e7c84412a40075eb7849b7ed0cb080c7/dihk-stellungnahme-co2-management-strategie-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202302413
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Ein zentrales Element der Richtlinie sind außerdem beschleunigte Genehmigungsverfahren für erneuerbare 
Energien. Mitgliedstaaten sollen Ausbaugebiete ausweisen, in denen Projekte einem vereinfachten Genehmi-
gungsprozess unterzogen werden können. In diesen sogenannten „Acceleration-Areas“ (Beschleunigungsge-
biete) darf das Genehmigungsverfahren für Solar- und Windanlagen nicht länger als zwölf Monate, für Offs-
hore-Anlagen nicht länger als zwei Jahre dauern. In diesen Gebieten entfallen die Umwelt- und Artenschutz-
prüfung auf Projektebene und gelten stattdessen für das Gesamtgebiet. Außerdem hat der Populationsschutz 
Priorität über dem Schutz individueller Tiere. Ausgenommen davon sind Natura-2000-Gebiete, die keine „Ac-
celeration-Areas“ werden können. Darüber hinaus sollen Anträge automatisch genehmigt werden, wenn sich 
die Genehmigungsbehörden nicht rechtzeitig Rückmeldung geben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Europäischer Aktionsplan für Windkraft veröffentlicht 
 
Die EU-Kommission will sowohl den Windkraftausbau in der EU als auch die europäische Windenergie-Liefer-
kette stärken. Dazu hat sie am 24. Oktober 2023 einen Aktionsplan für Windkraft, das sogenannte Wind Power 
Action Package veröffentlicht. Um die europäisch festgesetzten Erneuerbaren Ziele zu erreichen, muss die 
bis 2030 bis jetzt installierte Kapazität von 204 GW auf 500 GW mehr als verdoppelt werden. Dafür sind im 
Aktionsplan Sofortmaßnahmen in sechs Bereichen vorgesehen: 
 

1. Beschleunigter Ausbau durch bessere Berechenbarkeit und schnellere Genehmigungsverfahren 

2. Ein verbessertes Auktionsdesign 

3. Zugang zu Finanzmitteln 

4. Ein faires und wettbewerbsorientiertes internationales Umfeld 

5. Kompetenzen (Fachkräfte) 

6. Beteiligung der Industrie und Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
 
Bei diesen Maßnahmen handelt es sich vor allem um Unterstützungsmaßnahmen der Mitgliedstaaten. Der 
Fokus liegt dabei auf der zügigen Umsetzung sowie der Digitalisierung schnellerer Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren auf Mitgliedstaatenebene. Dabei soll beispielsweise auch die im letzten Jahr initiierte Notfall-
verordnung für einen beschleunigten Erneuerbaren Energie-Ausbau weiter verlängert werden, um Lücken in 
der nationalen Umsetzung der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie zu vermeiden. Dies ist entscheidend, um die 
Windkraft zügig auszubauen und um gesetzten Ausbauziele zu erreichen. 
 
Auch sollen zukünftige Auktionen für Windenergieanlagen vereinheitlicht werden, wobei nicht nur Preis-, son-
dern auch Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt werden sollen. Aus Sicht der Wirtschaft muss jedoch bei der 
Anpassung des Wind-Auktionsdesigns darauf geachtet werden, dass der Windausbau nicht zusätzlich verteu-
ert wird. Sollten Nachhaltigkeitsanforderungen eingeführt werden, müssen diese einfach kontrollierbar sowie 
auch für KMU erfüllbar sein können. 
 
Zudem wird auf den raschen Abschluss bereits laufender Gesetzgebungsverfahren wie der Strommarktreform 
und den Net Zero Industry Act gedrängt. Ein Abschluss beider Gesetze wird Ende des Jahres beziehungs-
weise Anfang nächsten Jahres, noch vor den EU-Wahlen, erwartet. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Ausbau der Stromnetze – EU Action Plan for Grids 
 
Die EU-Kommission hat am 28. November 2023 Maßnahmen zur Beschleunigung des Ausbaus der Strom-
netze in einem Aktionsplan veröffentlicht. Die Kommunikation enthält insgesamt 14 nicht-legislative Maßnah-
men, die ergänzend zum Rechtsrahmen wirken sollen. 
 
Die EU-Kommission rechnet damit, dass der Stromverbrauch bis 2030 um circa 60 Prozent steigen wird. Dabei 
müssen die Stromnetze künftig mit einem stärker digitalisierten, dezentralisierten und flexibleren Energiesys-
tem zurechtkommen. Insgesamt rechnet die EU-Kommission mit 584 Milliarden Euro an Investitionen in das 
Stromnetz, um zum einen Verteilungsnetze zu modernisieren und zum anderen die grenzüberschreitende 
Übertragungskapazität in der EU bis 2030 zu verdoppeln. 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_23_5185
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Die Maßnahmen sollen unter anderem dazu führen, dass die Durchführung von Vorhaben von gemeinsamem 
Interesse beschleunigt und die Entwicklung neuer Projekte gestärkt wird. Zudem soll die langfristige Netzpla-
nung verbessert und sollen Anreize für eine bessere Netznutzung erarbeitet werden. Angestrebt wird ebenfalls 
ein Dialog zur Verbessrung des Zugangs zu Finanzmitteln für Netzprojekte und schnelle Genehmigungen beim 
Netzausbau. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Trilog zur Strommarktreform gestartet 
 
Die Revision des europäischen Strommarktdesigns soll zu einem resilienten Markt beitragen. Damit sollen 
auch Preisrisiken für Unternehmen begrenzt und der Ausbau erneuerbarer Energien vorangetrieben werden. 
Mit der Einigung des Rates über seine Position am 17. Oktober 2023 haben kurz darauf bereits die ersten 
Trilogverhandlungen mit dem Parlament begonnen. Ein zügiger Abschluss wird erwartet. 
 
Der europäische Strommarkt entscheidet über Angebot und Nachfrage von Strom. Er ist beispielsweise Aus-
gangspunkt dafür, wie erneuerbare Energien ausgebaut werden und sorgt dafür, dass genügend Strom zur 
Verfügung steht. Entsprechend wichtig ist die Ausgestaltung dieses Markts für Unternehmen. In der derzeit 
diskutierten Reform werden verschiedene Bereiche adressiert. Streitpunkte im Rat und EU-Parlament sind vor 
allem die staatliche Förderung von erneuerbaren Energien. 
 
Der Rat hat sich nun für eine verpflichtende Nutzung von zweiseitigen Differenzverträgen (CfDs) ab drei Jahren 
nach Inkrafttreten der Reform positioniert. Dies gilt, sollte die Erneuerbaren Anlage, zu denen auch die Atom-
kraft zählt, staatliche Subventionen erhalten. Vor allem trifft das auf neue Investitionen zu, aber auch repowerte 
Anlagen sind nicht ausgeschlossen. Gewinne, die durch Einnahmen über einer vereinbarten Grenze vom Staat 
abgeschöpft werden, sollen breit verteilt und somit Stromkosten gemindert werden. Allerdings werden diese 
Strommengen dem Markt entzogen und haben somit keinen Anreiz, wirtschaftlich zu agieren. Je nach Höhe 
der Grenze würde dies dem Abnehmer im Schnitt teurer zu gestehen kommen, da mögliche Abschöpfungen 
vorher von den Anbietern eingepreist wurden. 
 
Das EU-Parlament lässt den Mitgliedstaaten mehr Flexibilität, ob CfDs das für sie bestgeeignete Förderinstru-
ment sind. Diese Sicht teilt die deutsche Wirtschaft. Schließlich gibt es für die Förderung keine "One size fits 
all"-Lösung. Stattdessen werden die richtigen Anreize für Investitionen in zum Beispiel Wind- und Sonnen-
energie dann gesetzt, wenn Mitgliedstaaten auch die Möglichkeit haben, nationale Gegebenheiten des Ener-
giemixes zur Stromerzeugung zu berücksichtigen. 
 
Langfristig sollte es vor allem jedoch Ziel sein, erneuerbare Energien vollständig in den Markt zu integrieren 
und vollkommen auf staatliche Förderung verzichten zu können. Durch die angestrebte Stärkung von Direkt-
stromlieferverträgen (Power Purchase Agreements, PPAs) in der Reform können nämlich privatwirtschaftliche 
Investitionen in Erneuerbare-Energien-Anlagen angeregt werden. Vor allem kleinen und mittleren Unterneh-
men soll es zukünftig erleichtert werden, PPAs abzuschließen. Die Marktoffensive erneuerbare Energien un-
terstützt Betriebe auf Anbieter- und Abnehmerseite und könnte als Vorbild für europäische Initiativen dienen. 
 
Ziel der europäischen Institutionen ist es, die Verhandlungen noch vor Ende des Jahres abzuschließen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Gasmarktrichtlinie ebnet Weg für Wasserstoffhochlauf 
 
Am 27. November 2023 wurde eine grundlegende Einigung zur Novellierung der EU-Gasmarkt-Richtlinie im 
Trilog erzielt. Die Verhandlungen zur EU-Gasmarkt-Verordnung sollen am 08. Dezember 2023 abgeschlossen 
werden. 
 
Diese ist der zweite Teil des EU-Gasmarktpakets, welches den Rechtsrahmen für die Transformation der 
Gaswirtschaft und den Wasserstoffhochlauf ebenen soll. Entscheidend ist insbesondere die Einigung zur ho-
rizontalen Entflechtung zwischen dem Betrieb von Gasnetzen und von Wasserstoffnetzen. Die EU-Kommis-
sion wollte es Erdgasnetzbetreibern zuerst untersagen auch Wasserstoffnetze zu betreiben. Der jetzige Kom-
promiss sieht die Entflechtung nur noch für Fernleitungsnetzbetreiber (FNBs) vor. Allerdings können Mitglied-
staaten durch Vorlage einer Kosten-Nutzen-Analyse und Bestätigung der nationalen Regulierungsbehörde 
von dieser Regelung abweichen. Verteilnetzbetreiber (VNBs) sind von dieser horizontalen Entflechtung nicht 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/IP_23_6044
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/10/17/reform-of-electricity-market-design-council-reaches-agreement/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15412/deal-reached-on-gas-market-reform-to-address-energy-security-and-climate-change
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231127IPR15412/deal-reached-on-gas-market-reform-to-address-energy-security-and-climate-change
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betroffen. Somit können Ineffizienzen, die durch die strikte Trennung der Netzbereiche erfolgt wären, vermie-
den werden. Dies dient dem Wasserstoffhochlauf. 
 
Auch die Zertifizierung von kohlenstoffarmen Gasen erfolgt über die Richtline. Diese müssen eine Treibhaus-
gasminderung von mindestens 70 Prozent erreichen, um als kohlenstoffarm zertifiziert zu werden. Die Berech-
nungsmethode soll in einem delegierten Rechtsakt innerhalb der nächsten zwölf Monate von der EU-Kommis-
sion vorgelegt werden. Wenn Herkunftsnachweise für die Erzeugung der Gase ausgestellt werden, so gelten 
bei der Herstellung aus erneuerbaren Energiequellen die Regelungen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie. 
Transaktionen müssen stets in der Unionsdatenbank oder damit verknüpften nationalen Datenbanken hinter-
legt werden. 
 
Des Weiteren soll eine integrierte Netzplanung für Erdgas und Wasserstoff erfolgen. Alle zwei Jahre müssen 
Erdgas- und H2-Fernleitungsnetzbetreiber einen Zehnjahres-Netzentwicklungsplan der nationalen Regulie-
rungsbehörde vorlegen. Dabei sollen die verschiedenen relevanten Infrastrukturbetreiber (Erdgas, Strom, 
Fernwärme) gemeinsam Szenarien für die Pläne ausarbeiten. Auch H2-Verteilungsnetzbetreiber sollen in en-
ger Kooperation mit den weiteren Verteilungsnetzbetreibern (Erdgas, Strom, Fernwärme/-kälte) planen. 
 
Nach der politischen Einigung muss noch eine formale Bestätigung durch den Rat und das EU-Parlament 
erfolgen. Zudem stehen die Verhandlungen zur Gasmarkt-Verordnung noch aus. Das Paket als solches soll 
bis Ende des Jahres komplett abgeschlossen sein. 
 
Update: 

nachdem am 27. November 2023 eine Einigung über die Richtlinie des Gaspakets (eine Richtlinie und eine 
Verordnung) erzielt wurde, einigten sich der Rat, die EU-Kommission und das EU-Parlament am 08. Dezember 
2023 auch auf die Verordnung, die die Durchdringung des Energiesystems mit erneuerbaren und kohlenstoff-
armen Gasen, insbesondere Wasserstoff und Biomethan, erleichtern soll:  

• Lange umstritten war die Frage, ob die Gasfernleitungsnetzbetreiber auch für die Planung der Was-
serstoffinfrastruktur verantwortlich sein sollen. 2024 soll eine unabhängige Stelle für die Planung der 
europäischen Wasserstoffnetze (ENNOH) geschaffen werden, die jedoch erst im Januar 2027 voll 
funktionsfähig sein wird. 

• ENTSO-G, das Europäische Netz der Gasfernleitungsnetzbetreiber, und ENNOH werden daher zwi-
schen 2024 und Januar 2026 zusammenarbeiten müssen. Der nächste 10-Jahres-Netzentwicklungs-
plan von ENTSO-G und die nächste Liste der Projektevon gemeinsamem Interesse (PCI) für 2025 
und 2027 werden gemeinsam von ENSTO-G und ENNOH unter der Aufsicht der Kommission entwor-
fen. 

• Die Verordnung erweitert den während der Energiekrise beschlossenen Mechanismus zur Nachfra-
gebündelung und zum gemeinsamen Einkauf von Gas auf freiwilliger Basis für Gasunternehmen. 
Wasserstoff wird vorerst in Form eines mehrjährigen Pilotprojekts in diesen Mechanismus einbezogen 
werden können. 

• Auch die Solidaritätsvorgaben, die ebenfalls mit der Dringlichkeitsverordnung 2022 eingeführt wurden, 
werden erweitert. Demnach sollen standardisierte Solidaritätsbestimmungen zwischen den Mitglied-
staaten gelten, wenn diese keine bilateralen Abkommen haben. Die Verträge dürfen eine Reduktion 
nicht-essenzieller Verbräuche auch von geschützten Kunden enthalten. Neu eingeführt werden ein 
grenzüberschreitender Schlichtungsmechanismus und Fristen für die Einreichung von Solidaritätsan-
trägen. 

• Die Verordnung erlaubt es Netzbetreibern, die Gaseinfuhr an Knotenpunkten zum russischen oder 
belarussischen Netz zu beschränken, ohne dass sie finanzielle Strafen für den Bruch ihrer Verträge 
zahlen müssen. 

• Außerdem sieht die Verordnung vor, dass die Beimischung von Wasserstoff in Gasnetze eine maxi-
male Menge von zwei Prozent an Verbindungspunkten zwischen den Mitgliedsstaaten beträgt. Für 
den Transport innerhalb eines Landes kann der jeweilige Staat eigene Beimischungsquoten festlegen. 

• In Bezug auf die Netztarife für den Wasserstoffmarkt haben die Mitgesetzgeber vereinbart, dass jede 
nationale Regulierungsbehörde die benachbarten nationalen Regulierungsbehörden zum Entwurf der 
Tarifmethodik konsultieren und den Entwurf der Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulie-
rungsbehörden (ACER) vorlegen muss. Es wird jeder nationalen Regulierungsbehörde obliegen, ihren 
eigenen Tarif festzulegen. 

• Erneuerbare und kohlenstoffarmen Gase sollen laut Verordnung von Preisnachlässen bei der Einspei-
sung in das Netz profitieren: Für erneuerbare Gase gilt ein Nachlass von 100 Prozent, für 
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kohlenstoffarme Gase von 75 Prozent. Speicherkapazitäten können ebenfalls zu 100 Prozent von 
Tarifen befreit werden. Für Wasserstoff können Tarife an Verbindungspunkten erhoben werden. 

• Eine Quersubventionierung zwischen Gas- und Wasserstoffnetzen soll laut der Einigung nicht erlaubt 
sein. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Einigung bei der EU-Methan-Verordnung: verpflichtende Messung, Meldung und Überprüfung 
 
Am 15. November 2023 haben der Rat und das EU-Parlament eine vorläufige Einigung über eine Verordnung 
zur Nachverfolgung und Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor erzielt. 
 
Zukünftig müssen Öl-, Gas- und Kohleunternehmen Methanemissionen aufspüren, dokumentieren und 
schnellstmöglich schließen. Perspektivisch soll dies auch für Importe fossiler Brennstoffe außerhalb der EU 
gelten, ohne dabei die Energieversorgungssicherheit zu gefährden. 
 
Methan ist eines der Treibhausgase in der Atmosphäre und hat im Vergleich zu Kohlenstoffdioxid über einen 
Zeitraum von 20 Jahren das 84-fache Treibhausgaspotenzial, da Methan Wärme stärker absorbiert. In der EU 
verursacht der Energiesektor ein Fünftel der Methanemissionen, hauptsächlich durch die Gewinnung, Beför-
derung, Verteilung und Nutzung von fossilen Brennstoffen. 
 
Gemäß der neuen Verordnung müssen alle Produktionsstätten von Öl, Erdgas und Kohle sowie ihre nachge-
lagerte Infrastruktur ihre Methanemissionen erfassen und an eine unabhängige Verifizierungsstelle und die 
nationalen Behörden melden. Nach 18 Monaten muss eine erste Schätzung erfolgen, eine direkte Messung 
der Methanemissionen nach zwei Jahren. Messungen an der Quelle bekommen mehr Zeit. Wird ein Methan-
leck gefunden, welches bestimmte Mindestschwellenwerte überschreitet, muss dieses innerhalb von fünf Ta-
gen, bei größeren Reparaturen innerhalb von 30 Tagen, verschlossen werden. Oft ist es jedoch nicht einfach, 
insbesondere kleine Methanlecks aufzuspüren. Die Kommission legt daher innerhalb eines Jahres einen 
Durchführungsrechtsakt für Mindestgrenzwerte für die Lecksuche bei Standardtemperatur und ‑druck fest. 
 
Die Verordnung soll aber auch für importierte fossile Brennstoffe gelten, denn rund 80 Prozent der energiebe-
dingten Methanemissionen stammen aus Einfuhren von Produzenten außerhalb der EU. Ab dem Jahr 2025 
gelten für Importeure Berichtspflichten bezüglich der Herkunft und ihrer Messtechnologien für Methanemissi-
onen. Im Jahr 2026 soll die Kommission eine Transparenz-Datenbank für Produzenten veröffentlichen und 
stellt Profile für Herkunftsstaaten aus. Basierend auf diesen Daten erarbeitet die Kommission bis 2027 eine 
Methodologie zur Klassifizierung von Methan-Intensitätsklassen. Importeure müssen ab 2028 nach dieser Me-
thodologie über die Methan-Intensität berichten. Strafzahlungen folgen ab dem Jahr 2030, wenn Importe über 
den Schwellenwerten liegen. Allerdings gilt dies nur für neue oder verlängerte Verträge, bestehende Ge-
schäftsverhältnisse sollen laut Verordnung ihr Bestmögliches tun, um die Schwellenwerte einzuhalten. 
 
Auf der internationalen Ebene stellt die Einigung ein bedeutendes Signal da, denn Reduktion der Methanemis-
sionen stand auch bei der Weltklimakonferenz COP28 auf der Tagesordnung. Mit dem in Brüssel geschlosse-
nen Kompromiss kann die EU die Erfüllung der Ziele des Global Methan Pledge vorlegen. Dies ist ein Be-
schluss von Ländern, auf die 45 Prozent der weltweiten Methanemissionen entfallen und die ihre Methanemis-
sionen bis 2030 um 30 Prozent senken wollen. 
 
Die Methan-Verordnung muss formal vom EU-Parlament und Rat noch bestätigt werden. Sie tritt 20 Tage nach 
Veröffentlichung im EU- Amtsblatt in Kraft. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Euro 7: EU-Parlament legt Position fest - Trilog-Verhandlungen können starten 
 
Das EU-Parlament hat sich am 09. November 2023 auf eine gemeinsame Position zur Euro-7-Verordnung 
geeinigt. Mit dieser Verordnung sollen Verbrennungsmotoren nicht nur bei CO2-Emissionen, sondern auch bei 
anderen Luftschadstoffen noch sauberer und effizienter werden. 
 
Die Vorschriften über Schadstoffemissionen ergänzen somit die Vorschriften über CO2-Emissionen. Die Nor-
men gelten für Benzin- und Dieselfahrzeuge und leichte Nutzfahrzeuge, ebenfalls auch für Lastkraftwagen und 
Busse. 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/15/climate-action-council-and-parliament-reach-deal-on-new-rules-to-cut-methane-emissions-in-the-energy-sector/


IHK-Umweltinfo Dezember 2023 24 

 
Die Schadstoffregulierung soll vorsehen, dass Fahrzeuge bei Tests im realen Fahrbetrieb bereits ab dem ers-
ten Kilometer und unter Volllast, wie beispielsweise am Berg oder mit Anhänger, die neuen Grenzwerte erfüllen 
sollen. Für Fahrzeughersteller und -zulieferer sind die neuen Werte und Vorschriften entscheidend für ihre 
Investitionen in die Abgasreinigung. In Anbetracht des bereits beschlossenen Verbrennungsmotorverbots 
dürfte dies die letzte Schadstoffregulierung sein, die die EU auf den Weg bringt. 
 
Die Position des EU-Parlaments beinhaltet eine Verschiebung des vorgeschlagenen Zeitplans der EU-Kom-
mission für neue Schadstoffvorschriften für Pkw um mindestens zwei Jahre. Nach dem Vorschlag der EU-
Kommission sollte die neue Verordnung am 01. Juli 2025 für neue leichte Nutzfahrzeuge (Pkw und Transpor-
ter) und am 01. Juli 2027 für neue schwere Nutzfahrzeuge (Lkw und Busse) in Kraft treten. Das EU-Parlament 
möchte die Regeln drei beziehungsweise fünf Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung verbindlich festlegen. 
 
Zudem werden weniger restriktive Prüfanforderungen für Pkw, Lieferwagen und Lkw sowie niedrigere Abgas-
grenzwerte für Lkw und Lieferwagen eingeführt. Die vorgeschlagenen Grenzwerte für Pkw blieben jedoch 
unverändert. 
 
Das EU-Parlament hat allerdings ebenfalls die Regelungen für Bremsen, Reifen und die Lebensdauer von 
Batterien verschärft, die für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor sowie für Elektrofahrzeuge gleichermaßen 
gelten sollen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Luftqualitätsrichtlinie im Trilog: Die Grenzwerte bleiben hoch 
 
Der Europäische Rat hat sich am 09. November 2023 auf eine Position zur Luftqualitätsrichtlinie verständigt. 
Die Mitgliedstaaten schlagen unter anderem erweiterte Ausnahmemöglichkeiten bis zum Jahr 2040 vor (Artikel 
18). Für das Erstellen von Luftqualitätsplänen sollen sie 3 statt bisher 2 Jahre Zeit erhalten (Artikel 19). Zudem 
erweitern sie die Möglichkeiten, grenzüberschreitende Luftschadstoffe zu berücksichtigen (Artikel 21). Die Re-
gelungen zu Klagemöglichkeiten, Schadensersatz und Strafen will der Rat deutlich stärker einschränken (Ar-
tikel 27 - 29). 
 
An der Höhe der umstrittenen Grenzwerte nahmen die Mitgliedstaaten im Vergleich zum Kommissionsentwurf 
keine Änderungen vor. Die Bundesregierung hatte nach Diskussionen im Bundestag die Fraktionen informiert, 
dass sie sich für Ausnahmemöglichkeiten und Flexibilisierungen einsetzen würde. 
 
Rat, EU-Parlament und EU-Kommission müssen nun im Trilog Kompromisse finden. Das EU-Parlament hatte 
sich bereits im Oktober u. a. für sehr viel strengere Grenzwerte ausgesprochen. 
 
Weitere Informationen: 

• Pressemitteilung des Rats: Luftqualität: Rat bereit für Gespräche mit dem Parlament über neue Vor-
schriften zur Stärkung der Normen in der EU 

• Unterlagen des EU-Parlaments: Procedure File: 2022/0347(COD) 

• Deutscher Bundestag: Antrag zum Aufschub von EU-Vorschriften zur Luftqualität abgelehnt 
 
Quelle: DIHK 
 
 
SCIP-Meldungen in die ECHA-Datenbank werden zur Pflicht 
 
Am 23. November 2023 wurde das „Vierte Gesetz zur Änderung des Chemikaliengesetzes“ verkündet, das 
teilweise am Folgetag in Kraft trat. Neu formuliert wurde darin „§ 16f Informationspflicht der Lieferanten“, der 
bisher schon die Grundlage für Meldungen in die SCIP-Datenbank der EU-Chemikalienagentur (ECHA) war. 
SCIP steht für „substances of concern in products“ und betrifft Erzeugnisse, die „substances of very high con-
cern” (SVHC) enthalten. 
 
Umstritten war im Jahr 2021, ob deutsche Unternehmen auf dieser Grundlage verpflichtet sind, die SCIP-
Datenbank der ECHA zu befüllen oder ob es einfachere Möglichkeiten zur Informationsübermittlung an die 
ECHA gäbe. De facto haben sich Einträge direkt in die SCIP-Datenbank (SCIP-Database - ECHA (europa.eu)) 
durchgesetzt, auch aufgrund der Rückfragen vieler gewerblicher Kunden bei ihren Lieferanten. 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231106IPR09026/euro-7-meps-support-new-rules-to-cut-down-pollutant-emissions
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/air-quality-council-ready-to-start-talks-with-parliament-on-new-rules-to-strengthen-standards-in-the-eu/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/air-quality-council-ready-to-start-talks-with-parliament-on-new-rules-to-strengthen-standards-in-the-eu/
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0347(COD)&l=en
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-de-luftqualitaet-973176
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Mit der Änderung des § 16f ChemG wird nun vorgeschrieben, dass betroffene Unternehmen Einträge in die 
SCIP-Datenbank vornehmen müssen, incl. Detail-Angaben, die der bisherigen Praxis entsprechen. Ein An-
passungsbedarf für bisher schon getätigte Einträge entsteht dadurch nicht. 
 
Hauptthema der Änderung des Chemikaliengesetzes ist die Einfügung eines neuen Abschnitts 4a in Form von 
neuen § 16g bis § 16l. Damit wird die Einrichtung eines zentralen Vergiftungsregisters am Bundesinstitut für 
Risikobewertung (BfR) festgelegt. In diesem Register sollen die Daten aller deutschen Giftinformationszentren 
und des BfR zusammengeführt und ausgewertet werden. 
 
Starten soll dieses Register am 01. Januar 2026. Die bisherigen Meldepflichten von Unternehmen z. B. an die 
Unfallversicherungen bleiben davon unberührt, d. h. sie gelten weiterhin. 
 
Die 12-seitige Gesetzesänderung ist hier im Bundesgesetzblatt zu finden. 
 
 
Zukünftige Verwendung von Chrom-VI-Verbindungen 
 
Die EU-Chemikalienagentur ECHA hat von der EU-Kommission den Auftrag erhalten, einen REACH-Be-
schränkungsvorschlag für bestimmte Chrom(VI)-Verbindungen auszuarbeiten, die derzeit auf der Zulassungs-
liste für besonders besorgniserregende Stoffe stehen (Einträge 16 und 17 in Anhang XIV der REACH-Verord-
nung). Die ECHA wird diesen Vorschlag bis zum 04. Oktober 2024 vorlegen. Chrom-VI würde damit nicht mehr 
in Anhang XIV (Zulassungen), sondern in Anhang XVII (Beschränkungen) reglementiert. 
 
Anlass für den Auftrag ist die derzeitige und mögliche künftige Arbeitsbelastung für die ECHA und die EU-
Kommission im Kontext des Zulassungsverfahrens. Die ECHA führt hierzu an, dass die Bewertung der Anträge 
und die Ausarbeitung von Stellungnahmen dazu die verfügbaren Ressourcen der Ausschüsse für Risikobeur-
teilung (RAC) und für sozioökonomische Analyse (SEAC) übersteigen und deren Arbeit bei der Regulierung 
anderer gefährlicher Chemikalien beeinträchtigen würde. 
 
Des Weiteren weist die ECHA darauf hin, dass für den Fall, dass die ECHA bei der Ausarbeitung des Be-
schränkungsvorschlags ein potenzielles Risiko einer „Regrettable Substitution“ durch andere Chrom(VI)-Ver-
bindungen feststellt, eine Ausweitung des Mandats auf weitere Chrom(VI)-Verbindungen möglich ist. Dies 
muss jedoch mit der EU-Kommission erörtert und vereinbart werden. 
 
Die EU-Kommission hat in diesem Zusammenhang am 09. Oktober 2023 einen Fragen-und-Antworten-Kata-
log in englischer Sprache vorgelegt. Mit diesem Dokument möchte die EU-Kommission zur Klärung der Situ-
ation für die betroffenen Unternehmen beitragen. In dem Dokument werden hierzu die wichtigsten Fragen im 
Zusammenhang mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs (C144-21) behandelt, mit dem die Zulassung 
eines Konsortiums, das zahlreiche nachgeschaltete Anwender von Chromtrioxid umfasste, für nichtig erklärt 
wurde (Entscheidung Chemservice). 
 
(Quelle: BDI) 
 
 
DIHK reicht Stellungnahme zur Beschränkung von PFAS ein 
 
Das Konsultationsverfahren der EU-Chemikalienagentur endete am 25. September 2023 mit über 5600 Ein-
reichungen von mehr als 4400 Organisationen, Unternehmen und Einzelpersonen. 1298 Einreichungen ka-
men aus Deutschland, das nach Schweden (1369) die höchste Anzahl von Kommentaren an die ECHA lieferte. 
Nun prüfen und bewerten die wissenschaftlichen Ausschüsse für Risikobeurteilung (RAC) und sozioökonomi-
sche Analyse (SEAC) der ECHA die eingegangenen Informationen und prüfen eine mögliche Anpassung des 
ursprünglichen Vorschlages aufgrund der Konsultationsbeiträge. 
 
In mehreren Sitzungen werden unabhängige, wissenschaftliche Stellungnahmen erarbeitet, um diese der EU-
Kommission so schnell wie möglich, jedoch mit genügend Zeit zu einer angemessenen Prüfung, vorlegen zu 
können. 
 
Die DIHK-Stellungnahme kann hier heruntergeladen werden. 
 
Eine Übersicht über alle öffentlichen Kommentare, den Beschränkungsvorschlag und Neuigkeiten aus den 
Ausschusssitzungen finden Sie auf der Webseite der ECHA. 
 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/313/VO.html
https://ec.europa.eu/docsroom/documents/56174
https://ec.europa.eu/docsroom/documents/56174
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/5933794/32e32706b848b9a215e3a4459cf72d99/stellungnahme-data.pdf
https://echa.europa.eu/de/hot-topics/perfluoroalkyl-chemicals-pfas
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Verbot von bewusst zugesetztem Mikroplastik in Europa 
 
Seit dem 17. Oktober 2023 sind in der EU viele Verwendungen von Mikroplastik verboten, das Produkten 
bewusst zugesetzt wurde. Betroffen davon können unter anderem Kunststoffgranulate für Sportplätze, Kos-
metika, Detergenzien, Weichmacher, Glitter, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, Spielzeug, Arzneimittel oder 
Medizinprodukte sein. Gleichzeitig gelten zahlreiche Ausnahmen und Übergangsbestimmungen. Viele Unter-
nehmen haben deshalb Fragen zu den unübersichtlichen Regelungen zu Mikroplastik in oder an ihren Pro-
dukten wie Lippenstiften, Christbaumkugeln oder Schultüten. 
 
Der REACH-CLP-Helpdesk hat aktuelle Informationen zum Mikroplastikverbot in einem ausführlichen Merk-
blatt mit ersten FAQ veröffentlicht. Zudem hat die EU-Kommission einen eigenen FAQ angekündigt. Erste 
Einschätzungen der EU-Kommission zu Ausnahmen und Übergangsfristen für Plastikglitter, Abgrenzung Er-
zeugnis und Abverkauf finden sich hier. 
 
Hintergrund: 

Am 25. September 2023 hatte die EU-Kommission einem Beschränkungsvorschlag zur REACH-Verordnung 
zugestimmt, der viele Verwendungen von Mikroplastik verbietet, das Produkten bewusst zugesetzt wird. Defi-
niert ist dieses Mikroplastik u.a. als synthetische Polymerpartikel unter 5 mm, die organisch, unlöslich und 
schwer abbaubar sind. Betroffen davon können unter anderem Kunststoffgranulate für Sportplätze, Kosmetika, 
Detergenzien, Weichmacher, Glitter, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, Spielzeug, Arzneimittel oder Medizin-
produkte sein. Der Beschluss enthielt zahlreiche detaillierte Ausnahmen und Übergangsbestimmungen. 

• Ausnahmen und Übergangsbestimmungen: 

Von den Beschränkungen ausgenommen sind unter anderem organische, lösliche oder abbaubare 
Polymere sowie deren Verwendung in Industrieanlagen oder bestimmten Arzneimitteln, Düngepro-
dukten, Lebens- und Futtermitteln oder In-vitro-Diagnostika. Für viele Produkte werden Übergangsbe-
stimmungen festgelegt. Ein paar verkürzte Beispiele sind: Verkapselung von Duftstoffen (6 Jahre); 
kosmetische Mittel (4 Jahre); bestimmte Make-up-Produkte (4-12 Jahre); Make-up-Produkte (5 Jahre); 
Medizinprodukte (6 Jahre); Düngeprodukte (5 Jahre); Landwirtschaft oder Gartenbau (5 Jahre); Ein-
streugranulat für synthetische Sportböden (8 Jahre). Insbesondere im Bereich der Kosmetikprodukte 
sind die Ausnahmen und Übergangsbestimmungen sehr differenziert und detailliert geregelt. Unter-
nehmen sollten diese daher für Ihre Produkte jeweils genau prüfen. 

• Informations- und Meldepflichten: 

Für die industrielle Verwendung und einiger Verwendungen mit Übergangsbestimmungen müssen 
Lieferanten den Produkten Anweisungen für die Verwendung und Entsorgung mitteilen, in denen er-
läutert wird, wie die Freisetzung synthetischer Polymermikropartikel in die Umwelt verhindert werden 
kann. Dies Pflicht tritt zwei Jahre nach der Veröffentlichung in Kraft. 

Eine Meldepflicht an die ECHA ist vorgesehen für Hersteller und nachgeschaltete industrielle Anwen-
der von synthetischen Polymermikropartikeln in Form von Granulaten, Flocken und Pulvern, die als 
Ausgangsmaterial für die Kunststoffherstellung in industriellen Anlagen verwendet werden (nach 24 
Monaten). Dies gilt nach 36 Monaten auch für Hersteller von synthetischen Polymermikropartikeln und 
andere nachgeschaltete Anwender, die diese in industriellen Anlagen verwenden. 

 
Der Verordnungstext seht hier zum Download bereit. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission beschließt Glyphosat-Verlängerung um 10 Jahre 
 
Die EU-Mitgliedstaaten konnten sich nicht mehrheitlich für oder gegen eine weitere Zulassung von Glyphosat 
einigen. Bei der Abstimmung im Berufungsausschuss am 16. November 2023 gab es keine qualifizierte Mehr-
heit für eine Entscheidung. Vorausgegangen war bereits eine Abstimmung im Ständigen Ausschuss für Pflan-
zen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel (SCOPAFF) am 13. Oktober 2023, bei der die Mitgliedstaaten eben-
falls nicht die erforderliche Mehrheit für die Annahme des Vorschlags erzielten. Im Einklang mit den EU-
Rechtsvorschriften war die EU-Kommission nun verpflichtet, vor dem 15. Dezember 2023 einen Beschluss zu 
fassen. Am 15. Dezember 2023 lief die geltende Genehmigung aus. 
 

https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/Home/Mikroplastik/Mikroplastik_node.html
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/Home/Mikroplastik/Mikroplastik_node.html
https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/DE/Home/Mikroplastik/Kommission_Mikroplastik/Kommission_Mikroplastik_Beitrag.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32023R2055
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Verlängerung um zehn Jahre – mit Bedingungen und Einschränkungen 

Gestützt auf umfassende Sicherheitsbewertungen, die von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicher-
heit (EFSA) und der EU-Chemikalienagentur (ECHA) gemeinsam mit den EU-Mitgliedstaaten durchgeführt 
wurden, wird die EU-Kommission nun die Genehmigung für Glyphosat für einen Zeitraum von zehn Jahren 
erneuern - vorbehaltlich bestimmter neuer Bedingungen und Beschränkungen: Die Beschränkungen umfas-
sen ein Verbot der Verwendung zur Austrocknung vor der Ernte und die Verpflichtung zum Ergreifen bestimm-
ter Maßnahmen zum Schutz von Organismen, die nicht zu den Zielgruppen gehören. 
 
Mitgliedstaaten können nationale Verwendung weiter beschränken 

Die nationale Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, die Glyphosat enthalten, ist Sache der Mitgliedstaaten. 
Sie können deren Verwendung auf nationaler und regionaler Ebene auch weiterhin beschränken, wenn sie 
dies aufgrund der Ergebnisse von Risikobewertungen für erforderlich halten, insbesondere im Hinblick auf den 
Schutz der biologischen Vielfalt. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier und hier. 
 
 
Right to Repair auf dem Weg durch den Trilog 
 
Das EU-Parlament hat am 05. Dezember 2023 seine Position für die Verhandlungen mit dem Rat festgelegt, 
der nun an der Reihe ist. 
 
Im Rahmen des Right to Repair oder des Anspruchs auf Reparatur ist geplant, dass Verkäufer während der 
gesetzlichen Garantie Reparatur den Vorrang vor Ersatz einräumen müssten, solang diese günstiger oder 
genauso teuer ist wie ein Ersatzprodukt. Das EU-Parlament setzt sich auch dafür ein, wieder aufbereitete 
Geräte als Alternative zur Verfügung zu stellen, sollte ein Produkt nicht repariert werden können. Das EU-
Parlament will zudem unabhängigen Reparaturbetrieben den Zugang zu Reparaturinformationen und Ersatz-
teilen erleichtern. Außerdem sind auf der nationalen Ebene Reparaturplattformen geplant, die es Kunden er-
leichtern sollen, einen Reparaturbetrieb in ihrer Nähe zu identifizieren. 
 
Hintergrund 

Das Right to Repair ist eng mit der ebenfalls im Trilog steckenden Ökodesignverordnung verbunden, welche 
zum Ziel hat, Nachhaltigkeitskriterien bereits im Design von speziell Elektrogeräten anzulegen. Die DIHK hat 
sich bereits mit zwei Stellungnahmen in den Prozess eingebracht (Stellungnahme DIHK, Mai 2023) und da-
neben zahlreiche Gespräche mit Stakeholdern geführt. 
 
Kritische Punkte 

Kritische Punkte, welche die DIHK in ihren Stellungnahmen identifiziert hat, sind vor allem der erwartete hohe 
bürokratische und logistische Aufwand, den das Vorhalten von Ersatzteilen für mehrere Jahre und das Bereit-
stellen des Reparaturformulars für Einzelhändler und Hersteller mit sich bringen können. Zudem ist eine der 
entscheidenden Fragen, wie mit Produkten umgegangen werden soll, die aus Drittstaaten importiert werden. 
Außerdem sollte aus dem Gesetz klar hervorgehen, wie lang Kunden eine Reparatur verlangen können und 
ob die Fristen für jede Produktkategorie unterschiedlich definiert werden. Sorge bereitet ebenfalls, dass eine 
mögliche deutliche Ausweitung über delegierte Rechtsakte, die Vorhersehbarkeit und die Transparenz deutlich 
beeinträchtigt. Auch wurde die DIHK immer wieder darauf hingewiesen, dass die Fachkräfte zur Reparatur 
von Produkten nur begrenzt vorhanden sind. Insgesamt hat sich die DIHK für mehr Freiwilligkeit und eher für 
Anreize statt Gesetze ausgesprochen, sodass Unternehmen selbst entscheiden können, ob sie Reparaturen 
anbieten möchten und in welcher Form. 
 
Ausblick 

Das EU-Parlament strebt einen Abschluss vor der Europawahl im Juni 2024 an, um im Wahlkampf mit der 
erfolgreichen Verabschiedung werben zu können. Allerdings wird die Zeit bis zur Wahl zunehmend knapp, vor 
allem da schwierige Diskussionen zwischen Parlament und den Mitgliedsländern im Rat erwartet werden. Die 
Diskussion dürfe sich unter anderem darum drehen, welche Produkte genau in der Richtlinie inkludiert werden. 
Das Parlament möchte nämlich noch über die ursprünglichen Pläne hinausgehen, die vorsahen, dass lediglich 
diejenigen Produkte erfasst werden, die unter die Reparaturstandards der Ökodesignverordnung fallen. Ein 
weiterer strittiger Punkt dürfte das Vorhaben werden, die gesetzliche Garantie, um ein Jahr zu verlängern, 
nachdem ein Produkt repariert wurde. 
 

https://food.ec.europa.eu/plants/pesticides/approval-active-substances/renewal-approval/glyphosate_de#related-links
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/eu-mitgliedstaaten-finden-keine-einigung-zu-glyphosat-zulassung-2023-11-16_de
https://www.dihk.de/resource/blob/99192/94d547acbcc54223ac47ccf3e7a5d3e2/dihk-stellungnahme-right-to-repair-data.pdf
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-morgenecho-interview/audio-recht-auf-reparatur-noch-viele-fragen-offen-100.html
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Weitere Informationen: 

• EU-Kommission: Rules promoting the repair of goods 

• EU-Parlament: New EU rules encouraging consumers to repair devices over replacing them 

• Rat: Circular Economy: Council adopts position on a directive that enshrines consumers’ right to repair 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Renaturierungsgesetz: Einigung zu Schutz und Wiederherstellung der Natur 
 
Das umstrittene Renaturierungsgesetz nimmt die entscheidende Hürde. Rat und EU-Parlament erzielen eine 
Einigung zum Schutz und zur Wiederherstellung der Natur. 
 
Hintergrund 

Vertreter der europäischen Institutionen haben sich nach schwierigen Verhandlungen auf einen Kompromiss 
beim Renaturierungsgesetz verständigt. Das Gesetz ist eines der Herzstücke des Green Deals. Der Vorschlag 
der EU-Kommission war jedoch im EU-Parlament auf starke Kritik der EVP gestoßen. Mit dem Gesetz verfolgt 
die EU-Kommission das Ziel, den Prozentsatz der natürlichen Lebensräume zu minimieren, die sich aktuell in 
einem schlechten Zustand befinden. Laut Studien sind das aktuell etwa 80 Prozent. 
 
Genauerer Blick auf den Inhalt 

Der finale Kompromiss beinhaltet nun eine Verpflichtung zur Einleitung von Renaturierungsmaßnahmen – bis 
2030 auf mindestens 20 Prozent der Land- und Meeresflächen und bis 2050 in allen zu renaturierenden Öko-
systemen. Zur Erreichung dieses Ziels sollen die EU-Mitgliedstaaten bis 2030 mindestens 30 Prozent der 
Habitate, die das neue Gesetz erfasst, in einen guten Zustand versetzen, bis 2040 60 Prozent und bis 2050 
90 Prozent. 
 
Umstritten war das Gesetz v. a. wegen der geplanten Renaturierung von Agrarflächen. Dieses Vorhaben ist 
jetzt auch im finalen Kompromiss enthalten, allerdings ohne strikte Zielvorgaben. Das Gesetz sieht auch eine 
Wiedervernässung von trockengelegten und landwirtschaftlich genutzten Mooren vor. Allerdings soll dies für 
Landwirte und private Grundbesitzer freiwillig bleiben. Es ist außerdem vorgesehen, dass bereits geschützte 
Natura 2000 Gebiete priorisiert werden, aber sie sollen nicht alleiniges Ziel des Gesetzes sein. 
 
Der finale Text enthält jetzt auch eine Notbremse im Falle von Lebensmittelknappheit, die von der EU-Kom-
mission aktiviert werden kann. Sie würde es Mitgliedsländern erlauben, die Umsetzung des Gesetzes für ein 
Jahr auszusetzen. 
 
Eine der immer noch ungeklärten Fragen ist die der Finanzierung. Die EU-Kommission hatte ursprünglich 
vorgeschlagen, Geld aus der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik umzuleiten. Im finalen Text wird die 
EU-Kommission jetzt aufgefordert, andere Finanzierungsquellen zu identifizieren. 
 
Ausblick 

Eigentlich garantiert eine Einigung im Trilog normalerweise eine erfolgreiche Abstimmung im EU-Parlament. 
Jedoch ist immer noch nicht sicher, wie sich die EVP in der finalen Abstimmung positionieren wird. Der Ge-
setzestext wird in den kommenden Wochen veröffentlicht. Dann müssen der Ausschuss der Ständigen Ver-
treter der Mitgliedstaaten und das EU-Parlament noch zustimmen. Der Umweltausschuss wird voraussichtlich 
am 29. November 2023 tagen. Ist das Gesetz dort erfolgreich, könnte es Anfang des Jahres zu einer Abstim-
mung im Plenum kommen. 
 
Aktivitäten der DIHK 

Die DIHK hat die Verhandlungen genau verfolgt und sich mit einer Stellungnahme in den Prozess eingebracht. 
 
Weiterführende Informationen: 

• Vorschlag der EU-Kommission: Nature restoration law 

• Hintergrundbriefing des EU-Parlaments: EU-Verordnung über die Wiederherstellung der Natur 

• Pressemitteilung des Rats der EU: Wiederherstellung der Natur: Rat und Parlament erzielen Einigung 
 

https://commission.europa.eu/law/law-topic/consumer-protection-law/consumer-contract-law/rules-promoting-repair-goods_en
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20231117IPR12211/new-eu-rules-encouraging-consumers-to-repair-devices-over-replacing-them
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/22/circular-economy-council-adopts-position-on-a-directive-that-enshrines-consumers-right-to-repair/
https://www.dihk.de/resource/blob/94032/917da7a83c26627ec56610b4920e1694/dihk-stellungnahme-anhoerung-wiederherstellung-natur-data.pdf
https://environment.ec.europa.eu/topics/nature-and-biodiversity/nature-restoration-law_en
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2022/738183/EPRS_BRI(2022)738183_DE.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/11/09/nature-restoration-council-and-parliament-reach-agreement-on-new-rules-to-restore-and-preserve-degraded-habitats-in-the-eu/
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EU-Parlament nimmt finale Einigung über den Critical Raw Materials Act (CRMA) an 
 
Mit kritischen Rohstoffen wie Lithium und Silizium soll sich die EU künftig verstärkt selbst versorgen. Die Ab-
geordneten im EU-Parlament stimmten am 12. Dezember 2023 in Straßburg mit großer Mehrheit für ein Maß-
nahmenpaket, mit dem die EU unabhängiger von Ländern wie China werden soll. Einzelne Drittstaaten sollen 
demnach nicht mehr als 65 Prozent des EU-weiten Bedarfs an einem besonders wichtigen Rohstoff liefern. 
Bis 2030 soll das für eine Liste von 17 sogenannten strategischen Rohmaterialien gelten, darunter Lithium, 
Cobalt und Silizium. Die Gewinnung innerhalb der EU soll dann mindestens zehn Prozent des Bedarfs decken, 
die Kapazitäten für die Verarbeitung sollen bei mindestens 40 Prozent liegen. Ein Anteil von 25 Prozent der 
Rohstoffe soll in der EU recycelt werden. 
 
Voraussichtlich im Januar 2024 kann das Gesetz in Kraft treten und damit könnte die EU-Kommission in we-
nigen Monaten die ersten strategischen Rohstoffprojekte auswählen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Parlament und Rat beschließen Positionen zur Kommunalabwasserrichtlinie 
 
EU-Parlament und Rat haben im Oktober 2023 ihre Vorschläge zur Novellierung der EU-Kommunalabwasser-
Richtlinie beschlossen. Die EU-Kommission hatte im Oktober 2022 einen Entwurf veröffentlicht, der unter an-
derem den Ausbau vieler Klärwerke mit einer dritten und vierten Reinigungsstufe und eine erweiterte Herstel-
lerverantwortung für Arzneimittel und Kosmetika vorsieht. Die Hersteller sollen den Aufwand der zusätzlichen 
Reinigung sogenannter Spurenstoffe durch eine vierte Reinigungsstufe finanzieren. Auch die Regelung zur 
Klimaneutralität von Klärwerken soll mit der neuen Richtlinie eingeführt werden. 
  
Das EU-Parlament sprach sich am 05. Oktober 2023 in seinen Änderungsanträgen für eine Verschärfung u.a. 
der Phosphatgrenzwerte für die dritte Reinigungsstufe aus. Die Hersteller sollen entgegen den Vorstellungen 
der Kommission nur 80 Prozent des Aufwandes tragen müssen. Der Rat wiederum beschloss am 16. Oktober 
2023 eine Position, nach der die Grenzwerte etwas gesenkt und viele Fristen zur Umsetzung nach hinten 
geschoben werden sollten. Die Finanzierung soll sich demnach zudem nach der Menge an Substanzen in 
Produkten und nicht mehr auf die Gesamtmenge der Produkte beziehen. 
 
Als nächsten Schritt werden EU-Kommission, EU-Parlament und Rat in Trilogverhandlungen eintreten.  
 
Hintergrundinformationen: 

• Hintergrundseite der EU-Kommission: Urban wastewater. 

• Änderungsanträge des EU-Parlaments: Amendments adopted by the European Parliament on 5 Oc-
tober 2023 on the proposal for a directive of the European Parliament and of the Council concerning 
urban wastewater treatment. 

• Pressemitteilung und Beschlüsse des Ministerrats: Rat legt Standpunkt zu neuen Vorschriften für eine 
effizientere Behandlung von kommunalem Abwasser fest. 

 
 
EU-Parlament bestätigt neue Kommissare 
 
Am 05. Oktober 2023 hat das EU-Parlament Wopke Hoekstra als Klima- und Umweltkommissar sowie Maros 
Sefcovic als Kommissar für die Umsetzung des Green Deal bestätigt. 
 
Beide Amtsträger sind die Nachfolger des aus der EU-Kommission ausgeschiedenen Frans Timmermans. Die 
neuen Kommissare können die entscheidende Richtung für die europäischen Klimaziele 2040 als auch die im 
Dezember stattfindende Weltklimakonferenz COP28 vorgeben.  
 
Nach anfänglicher Skepsis im Umweltausschuss des EU-Parlaments wurde der Niederländer Wopke Hoekstra 
vom EU-Parlament als neuer EU-Klimakommissar bestätigt. Der 48-Jährige erhielt eine Mehrheit der Abge-
ordnetenstimmen. Die Zustimmung der EU-Staaten steht noch aus, wird jedoch als Formalität betrachtet. 
 
In einer schriftlichen Erklärung versicherte Hoekstra, sich für das Ziel einzusetzen, dass die EU bis 2040 min-
destens 90 Prozent ihrer CO2-Emissionen im Vergleich zu 1990 reduzieren oder ausgleichen muss. Darüber 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231208IPR15763/kritische-rohstoffe-parlament-stimmt-fur-sichere-versorgung-und-souveranitat
https://environment.ec.europa.eu/topics/water/urban-wastewater_en
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0355_EN.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0355_EN.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0355_EN.html
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/10/16/council-adopts-position-on-new-rules-for-a-more-efficient-treatment-of-urban-wastewater/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2023/10/16/council-adopts-position-on-new-rules-for-a-more-efficient-treatment-of-urban-wastewater/
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20230929IPR06138/meps-back-wopke-hoekstra-as-commissioner-new-tasks-for-vice-president-sefcovic
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hinaus beabsichtigt er eine Kerosinsteuer einzuführen und Subventionen für fossile Brennstoffe wie Kohle, Öl 
und Gas abzuschaffen.  
 
Die EU-Parlamentarier sprachen sich ebenfalls dafür aus, dass der Geschäftsführende Vizepräsident der EU-
Kommission Maros Sefcovic die Verantwortung für die Umsetzung des Green Deal innerhalb der Kommission 
übernimmt. Der Green Deal verfolgt unter anderem das ehrgeizige Ziel der EU, bis 2050 klimaneutral zu wer-
den. Auch er unterstützt die von Hoekstra verschriftlichten Klimaziele von 90 Prozent CO2-Einsparung. 
 
Dabei beziehen sich die Kommissare auf Artikel 4 des Klimagesetzes, bei dem die EU-Kommission einen 
Vorschlag zur Festlegung eines unionsweiten Zwischenziels für das Jahr 2040 vorlegen muss, um das Ziel 
der Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen. Damit soll der Eckpfeiler für die Vorbereitung des politischen Rah-
mens für die Zeit nach 2030 gesetzt werden. 
 
Aus Sicht der deutschen Wirtschaft sollte dieses Ziel jedoch stärker im Kontext globaler Klimaentwicklungen 
gewählt und internationale Klimaschutzmaßnahmen stärker in den Blick genommen werden. Mehr Informati-
onen dazu finden Sie in der DIHK-Stellungnahme Klimaziele 2040. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Geschäftsstelle der Klimaschutz-Unternehmen ab November in Berlin 
 
Nach sechs Jahren in Potsdam kehren die Klimaschutz-Unternehmen an jenen Ort zurück, an dem sie 2009 
gegründet wurden. Ab dem 01. November 2023 ist die Geschäftsstelle wieder in Berlin erreichbar unter:  
 
Klimaschutz-Unternehmen e.V., Invalidenstraße 91, 10115 Berlin 
 
Der Verband Klimaschutz-Unternehmen mit seinen mehr als 60 Mitgliedern versteht sich als ein branchen-
übergreifendes Unternehmensnetzwerk, das sich mit innovativen Lösungen für das Erreichen der klimapoliti-
schen Ziele Deutschlands einsetzt. Teil der Exzellenzinitiative sind Unternehmen aller Größenklassen, die 
Klimaschutz, Umweltschutz oder die Anpassung an die Klimakrise als strategisches Unternehmensziel verfol-
gen. Mit ihren Best Practices zeigen die Klimaschutz-Unternehmen modellhaft, wie Energie- und Ressour-
ceneffizienz sich im Sinne des Klimaschutzes umsetzen lassen. 
 
Weitere Informationen finden sich hier. 
 
 
KlimaGuide: interaktives Nachschlagwerk und Tool zur Maßnahmenplanung 
Ein neues Angebot der IHK-Plattform „Unternehmensnetzwerk Klimaschutz“ 
 
Der KlimaGuide sortiert Informationen zum betrieblichen Klimaschutz: für das schnelle Auffinden von Informa-
tionsmaterialien, Maßnahmenvorschlägen, Leitfäden, Förderprogramme und Siegel sowie viele gute Beispiele 
aus der Praxis. Die digitale Datenbank kann Ihnen eine Hilfestellung und Inspirationsquelle sein. Unterneh-
men, die Mitglied im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz sind, können einen Maßnahmenplan für die kom-
menden Jahre aufstellen und CO2- und Energieeinsparungen aufzeigen. 
 
 
Vergleichen Sie Ihre Emissionsdaten 
Kostenlose Datenbank von CO2-Daten mittelständischer Unternehmen 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die Frankfurt School unterstützen mittelständische Unterneh-
men bei der Bewertung ihrer Klimaperformance im Branchenvergleich. Unternehmen können ihre Emissions-
daten in Scope 1, 2 sowie den Umsatz eingeben und so einen Vergleich ermitteln. 
 
Weitere Informationen: Emissionsdaten im deutschen Mittelstand - Frankfurt School. 
 
 

https://www.dihk.de/resource/blob/98706/4772591aa3323f06015ce7065a20a6bc/dihk-stellungnahme-klimaschutzziele-2040-data.pdf
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/startseite/
https://www.klima-plattform.de/angebote/klimaguide
https://www.klima-plattform.de/
https://www.fs-unep-centre.org/emissionsdaten/
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Online-Handbuch für Klimaschutz, Energie und Klimawandelanpassung in der Bauleitplanung 
 
Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität Rheinland-Pfalz hat in Zusammenarbeit mit 
der Verbandsgemeinde Wörrstadt ein Online-Handbuch für Kommunen in Rheinland-Pfalz zum Thema Klima-
schutz, Energie und Klimawandelanpassung in Bebauungsplänen herausgegeben. Neben den aufgezählten 
Behörden haben auch Planungsbüros, Kommunen und die Energieagentur RLP in aktiven Workshops bei der 
Erstellung mitgewirkt. In diesem Online-Handbuch finden sich zahlreiche, von Rechtsanwälten geprüfte, Fest-
setzungsbeispiele zum Thema Energie und Klimawandel mit dazugehörigen kurzen Begründungen, Rechts-
grundlagen und Hinweisen. Auch die regenerative Strom- und Wärmeversorgung, klimaneutrale Mobilität und 
Biodiversität und Regenwassermanagement sind Inhalt des Handbuchs. Zudem lassen sich zahlreiche Infor-
mationen herausziehen, die für die zukünftige Entwicklung von Gewerbegebieten hilfreich sein können. Na-
türlich ist der Leitfaden nicht nur in Rheinland-Pfalz anwendbar, sondern lässt sich auch auf das Saarland 
übertragen. 
 
Weitere Informationen gibt es hier. 
 
 
Zusammenarbeit im Bereich Wasserstoff 
Gegenseitige Anerkennung der Wasserstoff-Zertifizierungssysteme 
 
Am 05. Dezember 2023 unterzeichneten 36 Staaten auf Initiative von Deutschland, Japan und Namibia eine 
Absichtserklärung zur gegenseitigen Anerkennung von Zertifizierungssystemen für Wasserstoff und Derivate 
am Rande der Weltklimakonferenz COP28. 
 
Die Absichtserklärung mit dem Titel „Mutual Recognition of Certification Schemes for Renewable and Low-
Carbon Hydrogen and Derivates“ soll der Harmonisierung technischer Normen dienen, um eine gegenseitige 
Anerkennung von Methodologien und Zertifizierern zu ermöglichen. 
 
Mit dem Ziel, einen verlässlichen und vertrauenswürdigen Handel mit Wasserstoff und seinen Derivaten zu 
etablieren, haben viele potenzielle Partner von Deutschland wie die USA, Kanada, Australien, Namibia, Süd-
afrika, Indien und Brasilien sowie europäische Partner diese Absichtserklärung unterzeichnet. 
 
Deutschland wird in Zukunft auf den Import von Wasserstoff angewiesen sein und setzt sich daher für eine 
verstärkte internationale Zusammenarbeit sowie die Schaffung von Wertschöpfungsketten über Ländergren-
zen hinweg ein, um die notwendigen Voraussetzungen für einen interregionalen Handel von Wasserstoff und 
seinen Derivaten zu schaffen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Weltweiter Kohleverbrauch erreicht 2023 neuen Höchststand 
 
Der weltweite Verbrauch von Kohle hat nach Angaben der Internationalen Energieagentur (IEA) im Jahr 2023 
einen neuen Höchstwert erreicht. Der Gesamtverbrauch sei um 1,4 Prozent auf 8,5 Mrd. Tonnen angestiegen. 
Eine stark sinkende Nachfrage in Europa und den USA stand dabei einem wachsenden Verbrauch in Asien 
gegenüber. 
 
Allein in China wurden 2023 rund 220 Mio. Tonnen Kohle mehr verbraucht als im Vorjahr, was einem Zuwachs 
von 4,9 Prozent entspricht. In Indien stieg der Verbrauch um acht Prozent, der Verbrauch in Indonesien nahm 
um elf Prozent zu. 
 
In Europa ging – mit Ausnahme von Deutschland, wo der Verbrauch in den letzten beiden Jahren erheblich 
angestiegen ist - der Kohleverbrauch um 23 Prozent zurück. Dies ist vor allem auf eine schwächere Industri-
etätigkeit zurückzuführen. In den USA sank er um 21 Prozent, was mit der Abkehr von der Kohleverstromung 
und dem Ersatz durch "fracking gas" zu erklären ist. 
 
Für die kommenden Jahre erwartet die IEA weltweit einen rückläufigen Kohleverbrauch. 
 
Weitere Informationen hier. 
 
 
 
 

https://klimaneutrales.rlp.de/klimaneutrales-rheinland-pfalz/handbuch
https://www.iea.org/news/global-coal-demand-expected-to-decline-in-coming-years
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FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
BundesUmweltWettbewerb – Vom Wissen zum nachhaltigen Handeln 
 
Die 34. Wettbewerbsrunde des BundesUmweltWettbewerbs (BUW) bietet allen jungen Leuten aufs Neue die 
Gelegenheit, sich einzumischen und mit eigenen Ideen Umweltproblemen entgegenzuwirken. Sowohl natur-
wissenschaftlich als auch gesellschaftlich Interessierte sind angesprochen.  Die Wettbewerbsbeiträge können 
ihren Umsetzungsschwerpunkt in allen für Umweltschutz/nachhaltige Entwicklung und Umweltbildung rele-
vanten Handlungsfeldern haben. Dazu zählen neben Naturschutz und Ökologie, Klimaschutz, Gesellschaft, 
Technik, Wirtschaft und Konsum auch Politik, Gesundheit und Kultur. 
 
Der BUW fordert dazu auf, Ursachen von Umweltproblemen zu erkennen, nach Lösungen zu suchen und 
Umsetzungen der Lösungen auf den Weg zu bringen. Meist kann mit der Themensuche direkt vor der eigenen 
Haustür begonnen werde, indem Umweltprobleme aus dem eigenen Lebensumfeld ins Visier genommen wer-
den. Besonders wichtig beim BUW ist die Verbindung zwischen Theorie und Praxis und somit der Weg vom 
Wissen zum nachhaltigen Handeln. 
 
Teilnehmen können bundesweit alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Alter von 10 bis 20 Jahren. 
Dazu zählen Schülerinnen und Schüler aller allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen, Jugendgrup-
pen und Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Bundesfreiwilligendiensten wie z. B. dem Freiwilligen Öko-
logischen Jahr. 
 
Vergeben werden Urkunden sowie Geld- und Sachpreise in einem Gesamtwert von ca. 25.000 Euro. Ausge-
wählte Preisträgerinnen und Preisträger werden für Maßnahmen der Begabtenförderung (z. B. für die Studien-
stiftung des deutschen Volkes) vorgeschlagen. 
 
Die Anmeldung zum BUW und die Einreichung der Projektarbeiten entsprechend dem Motto „Vom Wissen 
zum nachhaltigen Handlen“ erfolgt bis zum 15. März 2024. Detaillierte Informationen über den Wettbewerb 
erhalten Sie auf der Webseite unter www.bundesumweltwettbewerb.de. 
 
 
BMBF fördert innovative Forschungsprojekte zu zirkulären nachhaltigen Textilien 
 
Mit der Fördermaßnahme „Zirkuläre nachhaltige Textilien“ stärkt das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) eine ressourceneffiziente, kreislauffähige Textilindustrie. Im Zentrum: nachhaltige Textilien 
und neue zirkuläre Geschäftsmodelle. Im Zentrum: nachhaltige Textilien und neue zirkuläre Geschäftsmodelle. 
 
Die aktuelle Förderrichtlinie "Ressourceneffiziente Kreislaufwirtschaft - Zirkuläre nachhaltige Textilien" unter-
stützt eine zirkuläre Textilwirtschaft und stärkt die Innovationskraft der Branche am Standort Deutschland. 
Gefördert wird die Entwicklung und Erprobung ganzheitlicher, praxisreifer Lösungen zur verbesserten Kreis-
laufführung von Textilien. Diese umfasst die Betrachtung aller Phasen des Lebenszyklus: vom Design über 
die Produktion über die Nutzungsphase bis zum Re-Use und Recycling. Sie bindet alle relevanten Beteiligten 
des Wertschöpfungskreislaufs ein und berücksichtigt die Belange der Verbraucherinnen und Verbraucher. Die 
Entwicklungen sollen Vorbildcharakter für die gesamte Branche haben und möglichst rasch in die wirtschaftli-
che Praxis und marktfähige Produkte überführt werden. 
 
Gefördert werden bis zu dreijährige Forschungs- und Entwicklungs-Verbundprojekte von Wissenschaft, Wirt-
schaft und Praxis unter erwünschter Federführung aus Industrie oder Praxis. Ziel sind innovative, wirtschaftlich 
tragfähige Lösungsansätze, welche die Wertschöpfung und Kreislaufschließung in Deutschland in den Vor-
dergrund stellen. Damit stehen vorrangig technische Textilien im Fokus, aber auch Bekleidungstextilien, Heim- 
und Haustextilien sowie andere Textilien, sofern ein relevanter Anteil der Wertschöpfung in Deutschland statt-
findet oder beeinflussbar ist. 
 
Bis zum 08. Januar 2024 können Projektskizzen zu diesem Thema eingereicht werden. Weitere Informationen 
zur Fördermaßnahme finden Sie unter Forschung für Nachhaltigkeit (FONA) – FONA. 
 
 
 
 

http://www.bundesumweltwettbewerb.de/
https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/bekanntmachungen/de/2023/10/2023-10-16-Bekanntmachung-Kreislaufwirtschaft.html
https://www.fona.de/de/massnahmen/foerdermassnahmen/zirkulaere_textilien.php
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VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
https://www.klima-plattform.de/termine 
 
 
Jahresübersicht der saaris Weiterbildung 
 
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.538 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: Frau Anja Schön-
berger  (0681) 95020-441,  (0681) 5 84 61 25,  anja.schoenberger@saar-is.de 
 
 
Nachhaltige Wasserwirtschaft im Südkaukasus 
 
Die AHK Aserbaidschan lädt vom 21. - 23. Februar 2024 zur Studienreise mit Konferenz nach Baku ein. 
 
Vom 21. bis 23. Februar 2024 führt die AHK Aserbaidschan im Rahmen der Exportinitiative Umweltschutz 
(BMUV) eine Studienreise nach Baku durch. Der Konferenztag am 21. Februar zielt darauf ab, Akteure aus 
Deutschland und Aserbaidschan zu vernetzen sowie Lösungen für eine effiziente Wasserversorgung und Ab-
wasserbehandlung in West-Aserbaidschan zu identifizieren. 
 
Weitere Informationen hier. 
 
 
Webinar zur doppelten Wesentlichkeitsanalyse nach CSRD/ESRS 
 
Immer mehr Unternehmen werden zur neuen EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) bzw. deren EU-
Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung (ESRS) verpflichtet. In einem Online-Seminar geht der Ko-
operationspartner des Verbands Klimaschutz-Unternehmen, eolos GmbH, auf die obligatorische Wesentlich-
keitsanalyse nach CSRD/ESRS näher ein, um die ESG-Themen zu identifizieren. Anhand von Praxisbeispie-
len wird das Vorgehen exemplarisch erklärt. Termin: 24. Januar 2024, 10-11 Uhr. 
 
Zur Anmeldung hier. 
 
 
 
 

RECYCLINGBÖRSE 
 
 
Die IHK-Recyclingbörse ist eine von der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) koordinierte bun-
desweite Börse, die dazu dient, gewerbliche Produktionsrückstände der Wiederverwertung zuzuführen. 
 
Leider müssen wir Ihnen mitteilen, dass die IHK-Recyclingbörse aus Gründen der IT-Sicherheit Ende März 
2023 ihren Betrieb eingestellt hat. Diese Entscheidung ist der IHK-Organisation nicht leichtgefallen, war jedoch 
unumgänglich. Ein Nachfolgesystem wird es nicht geben, da sich inzwischen eine Reihe von privatwirtschaft-
lichen Dienstleistern mit ihren Angeboten am Markt etabliert haben. Eine Übersicht hierüber finden Sie auf der 
Homepage der IHK Saarland unter der Kennziffer 372. 

https://www.klima-plattform.de/termine
https://saaris.de/termine-veranstaltungen/?page=1&filter=termine-themen.538
mailto:anja.schoenberger@saar-is.de
https://www.dihk.de/de/nachhaltige-wasserwirtschaft-im-suedkaukasus-108454
https://www.klimaschutz-unternehmen.de/veranstaltungen/kommende-veranstaltungen/anmeldung-eolos-24012024/
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=1638C7D9038E355DD7F2BDF7013E9942&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=372

